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1. Kurzfassung 

In zwölf Kantonen sind seit den 1980er Jahren Bestimmungen über perio-

dische Aufgabenüberprüfungen in die Verfassung aufgenommen worden. 

Der Kanton Graubünden hat im Rahmen der Totalrevision der Kantons-

verfassung im Jahr 2004 einen entsprechenden Artikel 78 KV-GR inte-

griert. Dieser Artikel sieht eine periodische Überprüfung der staatlichen 

Aufgaben anhand der Kriterien Notwendigkeit, Wirksamkeit und Finan-

zierbarkeit vor. Das Kompetenzzentrum für Public Management (KPM) 

der Universität Bern ist beauftragt worden, die konzeptionellen Grundla-

gen für die Durchführung einer solchen periodischen Aufgabenüberprü-

fung zu schaffen. 

Um die Aufgabenüberprüfung konzeptionell und inhaltlich verorten zu 

können, werden zuerst die vorhandenen Ansätze und Projekte im Kanton 

Graubünden erfasst. Insbesondere mit den Projekten Verwesentlichung 

und Flexibilisierung der Rechtsanwendung (VFRR) im Jahr 2000, der 

Struktur- und Leistungsüberprüfung im Jahr 2003 sowie der Neuregelung 

der Regierungs- und Verwaltungsorganisation im Jahr 2006 wurden be-

reits Überprüfungen durchgeführt, ohne dass jedoch explizit auf die Krite-

rien der Notwendigkeit, Wirksamkeit und Finanzierbarkeit geprüft worden 

wäre. 

Eine Analyse der Schweizer Kantone zeigt auf, dass die meisten Kantone 

schon in der einen oder anderen Form mit Aufgabenüberprüfungen gear-

beitet haben. Meist waren dies jedoch nur einmalige Projekte. Eine perio-

dische Aufgabenüberprüfung findet implizit nur in den Kantonen statt, wel-

che vollständig auf Wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV) umge-

stellt haben. In Deutschland und Österreich finden sich ebenfalls Beispiele 

von Aufgabenüberprüfungen – meist unter dem Stichwort der Aufgaben-

kritik. Eine einheitliche oder bewährte Methodik zur Überprüfung von 

staatlichen Aufgaben hat sich jedoch weder in der Schweiz noch im Aus-

land herausgebildet. 

Die Grundlage für die vorgeschlagene Vorgehensweise zur Aufgaben-

überprüfung bildet eine Typologisierung der Aufgaben des Kantons Grau-

bünden. Der Bericht zeigt das Vorgehen zur Bildung einer solchen Aufga-

bentypologie auf. Diese stützt sich auf die Regierungs- und Verwaltungs-
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organisationsverordnung sowie die funktionale Gliederung gemäss Regie-

rungsprogramm, die Systematik der Kantonsverfassung und der Gesetz-

gebung.  

Zur Durchführung der Prüfung wird ein mehrstufiges Vorgehen empfoh-

len. Die Aufgaben werden als erstes anhand eines vereinfachten Beurtei-

lungsrasters triagiert. Diese Grobprüfung geht auf Basis eines anspruchs-

gruppenorientierten Ansatzes der Frage nach, ob eine Detailprüfung 

überhaupt Sinn macht. Als relevante Anspruchsgruppen werden der 

Bund, die kantonale Politik und die natürlichen und juristischen Personen 

in ihrer Rolle als Nutzer der Leistungen sowie als Steuerzahler identifi-

ziert. Umgesetzt auf die Aufgabenüberprüfung wird demzufolge geprüft, 

ob innerhalb des übergeordneten Rechts, der politischen Vorgaben oder 

bezüglich der Nachfrage nach staatlichen Leistungen ein Spielraum für 

Aufgabenveränderungen gegeben ist. Diejenigen Aufgaben, welche auf-

grund dieser Erstanalyse als kritisch beurteilt werden, sind einer vertieften 

Prüfung zu unterziehen. Die Detailprüfung stützt sich auf die Kriterien der 

Notwendigkeit, Wirksamkeit und Finanzierbarkeit nach Art. 78 KV-GR.  

Das Ergebnis der Überprüfung wird in einem Bericht festgehalten, welcher 

eine Grundlage für die Erarbeitung des Regierungsprogramms bildet. 
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2. Einleitung 

2.1 Neuer Verfassungsartikel zur Aufgabenüberprüfung im 

Kanton Graubünden 

Im Jahr 2004 trat die neue Kantonsverfassung des Kantons Graubünden1 

in Kraft. Mit dieser Verfassung wurde Artikel 78 KV-GR eingeführt, der ei-

ne periodische Überprüfung der staatlichen Aufgaben vorsieht. Während 

sich in der Vergangenheit bereits mehrere Projekte mit der Überprüfung 

der Bündner Staatsaufgaben befasst haben, soll neu ein institutionalisier-

tes und kontinuierliches Verfahren eingeführt werden. 

Artikel 78 KV-GR steht zu Beginn des Kapitels über die öffentlichen Auf-

gaben und bestimmt, dass die Aufgaben periodisch auf ihre Notwendig-

keit, Wirksamkeit und Finanzierbarkeit zu prüfen sind. Er bezweckt, dass 

„das Gemeinwesen bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben stets den Blick 

aufs Ganze wahrt“2. Im Rahmen der subsidiären Generalkompetenz der 

Kantone sind diese frei, ihre Aufgaben zu bestimmen. Der Kanton Grau-

bünden hat sich bei der Revision der Kantonsverfassung für die Aufnah-

me eines Aufgabenkatalogs entschieden (Kapitel VI KV-GR). Da jedoch 

kein Verfassungsvorbehalt besteht, ist dieser Aufgabenkatalog nicht ab-

schliessend: Aufgaben können ebenfalls auf Gesetzesstufe vorgesehen 

werden.3 

Die neue Verfassungsbestimmung steht im Einklang mit einer schweiz-

weit zu beobachtenden Entwicklung. Die steigende Komplexität der 

Staatsaufgaben, deren quantitative Zunahme sowie der stetige Druck, ei-

nen ausgeglichenen Finanzhaushalt vorlegen zu können, hat bei zahlrei-

chen Kantonen und Gemeinden in den vergangenen zehn Jahren den 

Druck erhöht, die Aufgaben periodisch zu überprüfen.4 Im Zentrum steht 

die Frage, wie die knappen Mittel sinn- und wirkungsvoll eingesetzt wer-

den können.5 In der Regel wurde dabei ein Weg mithilfe von Sparpro-

grammen gewählt. Solche isolierten Sparprogramme entfalten jedoch 

meist nur eine zeitlich beschränkte Wirkung und konzentrieren sich stark 

                                      
1
  BR 110.100. 

2
  BUNDI, N 1 zu Art. 78. 

3
  BUNDI, N 8 zu Art. 75-92 sowie N 1 ff. zu Art. 78. 

4
  STEINER (2006). 

5
  G. MÜLLER (1998), S. 160. 
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auf finanzielle Aspekte. Vermehrt wird deshalb ein Ansatz gefordert, wel-

cher bei Aufgabenüberprüfungen nicht nur Abbaumassnahmen ermittelt.6 

Die Überprüfungen sollen vielmehr aufzeigen, wie und wo Komplexität re-

duziert und die Steuerungsfähigkeit der Verwaltung verbessert werden 

kann.7 Zudem sollen die Prüfungen finanzielle Handlungsspielräume für 

wichtige neue Aufgaben frei legen.8 

2.2 Projektauftrag 

Das Kompetenzzentrum für Public Management (KPM) der Universität 

Bern hat von der Standeskanzlei des Kantons Graubünden einen Projek-

tauftrag mit folgenden Eckdaten erhalten: 

Inhalt: Entwicklung eines Prüfinstrumentariums (Aufgabentypologie 

und Prüfschema) für die kontinuierliche Aufgabenüberprü-

fung gemäss Art. 78 KV-GR. 

 Das Projekt besteht aus fünf Phasen:  

1. Analyse der vorhandenen Unterlagen und Daten des 

Kantons Graubünden 

2. Aufnahme der Ist-Situation in den Schweizer Kantonen 

und auf Bundesebene sowie Auswertung der vorhande-

nen Literatur 

3. Entwicklung eines Prüfinstrumentariums (Aufgabentypo-

logie und Prüfschema) 

4. Musteranwendung im Erziehungs-, Kultur- und Umwelt-

schutzdepartement (EKUD) 

5. Verfassen eines Schlussberichts 

Vorgaben: Die Arbeitsergebnisse werden unter Berücksichtigung fol-

gender Vorgaben der Regierung des Kantons Graubündens 

entwickelt: 

- Die Aufgabenüberprüfung erfolgt mit pragmatischem und 

vertretbarem Aufwand. 

                                      
6
  Vgl. ebenfalls G. MÜLLER (1984), S. 491, welcher sich insbesondere gegen eine Vermischung von 

Aufgabenreformen mit finanzpolitischen Zielsetzungen ausspricht. 
7
  LIENHARD (2003); DIECKMANN, S. 96. 

8
  REGIERUNGSRAT KANTON AARGAU, S. 5.  
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- Die Regierung nimmt die Aufgabenüberprüfung selbst 

vor. 

- Die Aufgabenüberprüfung ist Bestandteil der politischen 

Planung und bildet eine Basis für die Erarbeitung des Re-

gierungsprogramms. 

- Die Aufgabenüberprüfung hat die Aufgaben gemäss Ver-

fassung und Gesetz sowie die ohne gesetzlichen Auftrag 

in der Praxis vorgenommenen Aufgaben zu erfassen. 

- Die Standeskanzlei prüft unter Einbezug der Departemen-

te und Dienststellen die Aufgaben auf die Kriterien der 

Notwendigkeit, Wirksamkeit und Finanzierbarkeit. 

2.3 Methodik 

Im Rahmen des Projekts wurde eine Analyse der bestehenden Literatur 

zur Klassifikation von staatlichen Aufgaben und zur Durchführung von 

Aufgabenüberprüfungen durchgeführt. Die Projektleitung stellte die für 

den Kanton Graubünden relevante Literatur und Materialien zur Verfü-

gung (vgl. Anhang I). Die durchgeführte empirische Erhebung zu Aufga-

benüberprüfungen in anderen Schweizer Kantonen erlaubte eine Über-

sicht über bereits durchgeführte Modelle. Aufgrund dieser Ergebnisse 

wurden Empfehlungen für eine Aufgabentypologie und ein Prüfschema 

erarbeitet. Diese basierten auf den folgenden strategischen Fragestellun-

gen: 

- Was für Aufgaben soll der Staat erfüllen? (Quantität und Qualität) 

- Wer soll diese Aufgaben erfüllen? (Träger) 

- Wie sollen diese Aufgaben erfüllt werden? (Strukturen und Prozesse) 

- Womit sollen diese Aufgaben erfüllt werden? (zugeteilte Ressourcen) 

Die Vorschläge für eine Aufgabentypologie und ein Prüfschema wurden – 

im Sinne eines Delphi-Ansatzes – in einem Workshop der Begleitgruppe 

unterbreitet. Die Begleitgruppe umfasste die folgenden Personen: 
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Kanton Graubünden: - Regierungsrat Stefan Engler 

- Regierungsrat Claudio Lardi 

- Dr. Claudio Riesen, Kanzleidirektor 

- Dr. Silvio Jörg, Departementssekretär EKUD 

- Curdin König, Standeskanzlei 

- Bianca Battaglia, Standeskanzlei 

Externer Berater: - Prof. Dr. Georg Müller 

Aufgrund der Ergebnisse führte die Standeskanzlei einen Abgleich der 

vorgeschlagenen Aufgabentypologie mit den Departementen und die 

Musteranwendung im Erziehung-, Kultur- und Umweltschutzdepartement 

(EKUD) durch. Die durch die Departemente ausgefüllten Erhebungsblätter 

und das Regierungsprotokoll zur Musteranwendung bildeten Gegenstand 

eines zweiten Workshops. Als Ergebnis resultieren der vorliegende 

Grundlagenbericht sowie der Entwurf für die Umsetzung eines Aufgaben-

überprüfungsschemas durch den Kanton Graubünden mit Stand vom 

12.11.2009. Der hier vorgestellte Prüfprozess erfuhr im Rahmen der Um-

setzung im Verlauf des Jahres 2010 noch Anpassungen. 
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3. Aufgabenüberprüfungen in der Schweiz, 
Deutschland und Österreich 

3.1 Bisherige Projekte im Kanton Graubünden 

Der Auftrag zur Aufgabenüberprüfung ist im Kanton Graubünden kein No-

vum. Im Rahmen verschiedener Reformen wurden bereits Aufgabenüber-

prüfungen durchgeführt. So hat in den Jahren 1996-2000 das Projekt 

Verwesentlichung und Flexibilisierung der Rechtsetzung und Rechtsan-

wendung (VFRR) eine Bereinigung und Verbesserung der Gesetzgebung 

erreicht, welche zu einem nachhaltigen Kulturwandel führte.9 Im Jahr 

2000 hat der Grosse Rat erneut eine Überprüfung der Notwendigkeit der 

bestehenden Aufgaben, Ausgaben und Stellen beschlossen (Sparpro-

gramm 2001).10 In diesem Rahmen wurden die kantonalen Aufgaben in 

Teilbereichen überprüft. Die projektierten Einsparungen konnten jedoch 

nur zu einem kleinen Teil realisiert werden.11 Ebenfalls mit der Zielsetzung 

der Sanierung des Kantonshaushalts erfolgte im Jahr 2003 eine Struktur- 

und Leistungsüberprüfung. Diese konzentrierte sich auf Politikbereiche mit 

grossen Finanzvolumen, hohem Wachstum und überdurchschnittlichen 

Pro-Kopf-Ausgaben im Vergleich mit ähnlichen Kantonen. Es wurden rund 

200 Reformprojekte und Massnahmen erarbeitet, welche erfolgreich um-

gesetzt werden konnten.12 Schliesslich verwirklichte die Neuregelung der 

Regierungs- und Verwaltungsorganisation, welche im Jahr 2006 durch 

den Grossen Rat beschlossen wurde, eine Neuzuteilung der Aufgabenbe-

reiche auf die Departemente. 

                                      
9
  FRIZZONI (2007), S. 455 ff. Das Projekt VFRR hatte zum Ziel, nicht mehr notwendige Regelungen 

aufzuheben, schlecht geratene resp. gewordene Regelungen zu verbessern und „die Regelungsbe-
fugnisse so zu verteilen, dass die geeigneten Organe rechtzeitig die notwendigen Entscheidungen 
treffen können“ (G. MÜLLER [2000], S. 51). Es wurden dazu die folgenden zwei Projektphasen durch-
geführt: 1) Systematische Überprüfung sämtlicher geltenden kantonalen Erlassen (Ausnahmen: Ver-
fassung, Rechtsetzungsprojekte) auf Handlungsbedarf. Ergebnis: Auslegeordnung mit 643 Erlassen. 
2) Differenzierte Vorgehensweise: Revisionen auf der Stufe Regierungsverordnung, Aufhebungs- 
und Konzentrationspaket auf Stufe Gesetze und Grossratsverordnungen, übriger festgestellter Hand-
lungsbedarf wurde im Rahmen der normalen Revisionsarbeiten aufgegriffen (FRIZZONI [2000], S. 67 
ff). 

10
  GROSSER RAT, Protokoll vom 2. Juni 2000, S. 24. 

11
  REGIERUNG GRAUBÜNDEN, Protokoll vom 1. Oktober 2002 zum Projekt Aufgabenüberprüfung: Voll-

zugscontrolling Stand 30. Juni 2002. 
12

  Das Projekt hat zu einer guten Finanzlage des Kantons beigetragen. Die gewonnen finanzpolitischen 
Handlungsspielräume wurden in der Folge vor allem für Steuererleichterungen genutzt (REGIERUNG 

GRAUBÜNDEN, Landesbericht 2007, S. 17). 
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Heute bestehen bereits Instrumente, welche für eine kontinuierliche Auf-

gabenüberprüfung verwendet werden könnten. Diese sind im kantonsin-

ternen Bericht „Aufgabenüberprüfung gemäss Art. 78 KV – Auslegeord-

nung“ aufgeführt. Demnach können die folgenden Instrumente, welche 

Aspekte einer Aufgabenüberprüfung enthalten, in der Gesetzgebung 

Graubündens identifiziert werden:13 

- Politische Planung mit Controlling-Instrumenten und Projektbuchhal-

tung 

- Umfeldmonitoring 

- Landesbericht 

- Instrumente der Finanzkontrolle 

- Botschaften der Regierung 

- Beitragscontrolling 

- Instrumente von GRiforma 

- Parlamentarische Geschäftskontrolle 

Diese Instrumente decken nur Teilaspekte einer umfassenden Aufgaben-

überprüfung ab. Sie können jedoch hilfsweise bei einer Überprüfung her-

angezogen werden. 

3.2 Aufgabenüberprüfungen in der Schweiz (Kantone und 

Bund) 

In den 1980er Jahren wurden erstmals Bestimmungen zu Aufgabenüber-

prüfungen in Kantonsverfassungen (Aargau, Basel-Land, Solothurn) ein-

geführt. Inzwischen sind den drei Pionierkantonen neun weitere Kantone 

mit entsprechenden Bestimmungen gefolgt.14 

Unabhängig von expliziten Verfassungsnormen haben in den meisten 

Kantonen Aufgabenüberprüfungen in der einen oder anderen Art stattge-

funden. Nur gerade Appenzell Innerrhoden und Appenzell Ausserrhoden 

haben bisher noch keine Projekte dieser Art in Angriff genommen. Frei-

burg hat zudem gerade erst begonnen, Ansätze und Instrumente zu ent-

wickeln.  

                                      
13

  BATTAGLIA, S. 4 ff. 
14

  Verfassungsbestimmungen finden sich damit in den Kantonen Aargau, Appenzell-Ausserrhoden, 
Basel-Land, Basel-Stadt, Bern, Freiburg, Graubünden, Luzern, St. Gallen, Schaffhausen, Solothurn, 
Zürich. 
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In den Kantonen Aargau, Bern, Basel-Land, Luzern, Nidwalden, Obwal-

den und St. Gallen sind Projekte durchgeführt worden, welche explizit ei-

ne Überprüfung der Staatsaufgaben zum Ziel hatten. Im Kanton Bern 

wurden mit den Projekten „Strategische Aufgabenüberprüfung“ im Jahr 

2002 und dem „Aufgabendialog“ im Jahr 2008 die Staatsaufgaben sogar 

zweimal durchleuchtet, wobei das Projekt „Aufgabendialog“ abgebrochen 

wurde. 

Da in den Kantonen Aargau, Bern, Luzern, Solothurn Thurgau und Zürich 

die wirkungsorientierte Verwaltungsführung flächendeckend eingeführt ist, 

findet über die Ausgestaltung der integrierten Aufgaben- und Finanzpläne 

(IAFP) mittels Indikatoren und Wirkungszielen implizit eine stetige Aufga-

benüberprüfung statt.  

In den Kantonen Basel-Land, Glarus, Jura, Neuenburg, St. Gallen, Solo-

thurn, Schwyz, Tessin Thurgau, Uri und Zug wurden Massnahmen ergrif-

fen, die als Aufgabenüberprüfungen im weiteren Sinne verstanden wer-

den können. Meist aufgrund des Spardrucks wurde nach Bereichen ge-

sucht, bei denen der Staat Leistungen abbauen konnte. Dazu mussten die 

staatlichen Tätigkeiten erfasst werden, um allfällige Synergie- und Opti-

mierungspotenziale abzuleiten. Alternativ wurden mit der Umsetzung des 

Neuen Finanzausgleichs (NFA) Strukturreformen und Aufgabenentflech-

tungen durchgeführt, welche ebenfalls eine kritische Reflexion der 

Staatstätigkeiten beinhalteten. 

Auf Bundesebene ist eine Aufgabenüberprüfung in Bearbeitung. Im 

Nachgang zu den Entlastungsprogrammen EP 03 und 04 sowie der Auf-

gabenverzichtsplanung der Bundesverwaltung soll ein Instrument ge-

schaffen werden, welches langfristig den Handlungsspielraum für eine 

wirkungsvolle Aufgabenpolitik garantieren soll. Das Ziel ist die Einschrän-

kung des Ausgabenwachstums sowie die Straffung der Ausgaben- und 

Aufgabenstruktur. Die Grundlage der Aufgabentypologie bildet der Legis-

laturfinanzplan. Darauf aufbauend wurden 43 Aufgaben ermittelt. Mittels 

eines Portfolio-Ansatzes erfolgte die Prüfung.15 Es war vorgesehen, dass 

im Herbst 2008 ein Aktionsplan im Rahmen eines „Politischen Dialogs“ mit 

den Kantonen, Parteien und weiteren interessierten Organisationen statt-

finden sollte. Aufgrund der aktuellen volkswirtschaftlichen Lage wurde je-

                                      
15

  Aufgabenverzichts-, Aufgabenreduktions-, Reform-, Aufgabenteilungs-, Auslagerungs-Portfolio. 
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doch darauf verzichtet und ein Vorgehen mit verschiedenen Reformge-

schwindigkeiten beschlossen. Die Eckdaten zu den einzelnen Reform-

massnahmen werden in einem Bericht zur Umsetzungsplanung im Rah-

men der Finanzplanung 2011-2013 veröffentlicht. 

Betrachtet man die Umsetzung der Aufgabenüberprüfungen in den Kan-

tonen, lässt sich erkennen, dass einzelne Kantone ihre Aufgaben nicht 

nach einer bestimmten Systematik durchleuchten, sondern direkt einzelne 

Bereiche evaluieren. Die meisten Kantone bündeln aber ihre Tätigkeitsbe-

reiche vor der eigentlichen Aufgabenüberprüfung anhand eines Beurtei-

lungsrasters. Grundsätzlich lassen sich dazu drei Arten von Typo-

logisierungen unterscheiden. Erstens gruppieren einige Kantone ihre Auf-

gaben in 10-15 grobe Hauptbereiche der staatlichen Tätigkeit. Zweitens 

gibt es Kantone, die sich an ihren hierarchischen Strukturen orientieren 

und die Amtsstellen den Aufgaben gleichsetzen. Als dritte Gruppe sind 

diejenigen Kantone zu nennen, welche ihre Verwaltung nach WOV-

Grundsätzen führen. Dort werden Aufgaben in Produkten und Produkt-

gruppen erfasst. An dieser Stelle muss auch erwähnt werden, dass die 

Erarbeitung der Typologien nicht anhand von theoretischen oder konzep-

tionellen Grundlagen entstand, sondern aufgrund von Praxisüberlegungen 

und Erfahrungen.16 Eine Übersicht über die angewendeten Aufgabentypo-

logien gibt Tabelle 1: 

Tabelle 1: Aufgabentypologien in den Kantonen17 

Aufgabentypologien 

Keine Produktgruppen Amtsstruktur 10-15 Hauptberei-
che 

NW, SH, VD, TI, 
AI*, AR*, FR* 

AG, BE, LU, SO, 
TG, SZ, ZH 

GE, BL, BS, GL, 
SG 

JU, NE, TG, OW, 
SH, ZG 

*    keine Aufgabenüberprüfungen 

Hinsichtlich der konkreten Vorgehensweise zur Aufgabenüberprüfung 

kann festgestellt werden, dass ebenfalls unterschiedlichste Verfahren zum 

Einsatz kamen. So verfügen die WOV-Kantone über Kennzahlensysteme 

                                      
16

  Dies ergab eine telefonische Umfrage bei allen Kantonen. 
17

  Für die Tabellen 1-3 findet sich eine detaillierte Übersicht zu jedem einzelnen Kanton im Anhang II: 
Ist-Analyse der Kantone. 
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anhand deren sie die Aufgabenerfüllung erfassen können. Die Kantone 

Aargau, Bern und Zürich haben zudem in ihren ersten Projekten zur Auf-

gabenüberprüfung mit Portfolioanalysen gearbeitet. Dies erlaubte ihnen 

die Aufgaben nach Kriterien wie Wichtigkeit, Dringlichkeit oder Leistungs-

fähigkeit zu ordnen. Weiter lassen sich interne Aufgabenüberprüfungen 

auflisten, bei welchen die zuständigen Ämter ihre Tätigkeiten selber beur-

teilten. Demgegenüber steht die Variante, die Aufgaben durch externe 

Gutachter wie Fachexperten oder Beraterteams durchleuchten zu lassen. 

Eine besondere Methode hat der Kanton St. Gallen gewählt: Er liess sei-

ne Aufgaben an einem Runden Tisch, bestehend aus Regierungsräten, 

Parlamentariern und Fachexperten überprüfen. Tabellarisch dargestellt, 

ergibt dies folgende Aufstellung (vgl. Tabelle 2): 

Tabelle 2: Beurteilungsschemata in den Kantonen 

Beurteilungsschema 

Kennzahlensystem Portfolioanalyse Interne  
Überprüfung 

Beizug  
Experten 

Kein 
Schema 

AG, GE, LU, SO, SZ, 
TG, ZH 

AG, BE, ZH OW, BS, NE 
TG 

BE, LU, BL 
NW, SG, 
JU, ZG 

AI*, AR*, 
FR*, TI, 
VD 

*    keine Aufgabenüberprüfungen 

Abschliessend stellt sich die Frage, zu welchen Ergebnissen die Überprü-

fungen geführt haben. Um ein genaues Bild zu erhalten, sollen dazu so-

wohl die Prozessergebnisse als auch die Umsetzungsergebnisse der ein-

zelnen Kantone aufgezeigt werden. Betreffend Prozessergebnissen lässt 

sich festhalten, dass die meisten Kantone, in welchen Aufgabenüberprü-

fungen in der einen oder anderen Form stattgefunden haben, aufgrund 

der Überprüfung Massnahmenkataloge ausgearbeitet haben. Nur gerade 

in den Kantonen Glarus, Tessin und Thurgau wurden keine solchen Vor-

schläge gemacht. Dies hängt damit zusammen, dass in Glarus und Tes-

sin Verwaltungsreformen stattfanden, die eine Aufgabenüberprüfung nur 

implizit beinhalteten. Im Thurgau war die Aufgabenüberprüfung Teil eines 

Sparprogrammes und so wurden keine Massnahmen zum Aufgabenvoll-

zug formuliert, sondern Kosten- oder Etatreduktionen vorgenommen. Hin-

sichtlich der Umsetzung der Prüfergebnisse ist festzuhalten, dass einige 
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Kantone eine Vielzahl der vorgeschlagenen Massnahmen umgesetzt ha-

ben. Mehrere Kantone haben nur wenige Massnahmen in stark abgeän-

derter Form umgesetzt. Auffallend ist, dass die WOV-Kantone die Ergeb-

nisse ihrer Prüfrunden teils nicht direkt umsetzten, sondern als Grundlage 

für die Formulierung von Leistungsaufträgen nahmen. Tabelle 3 zeigt eine 

Übersicht: 

Tabelle 3: Ergebnisse der Aufgabenüberprüfungen in den Kantonen 

Prozessergebnisse Outputergebnisse 

Massnahmen  
formuliert 

Keine Mass-
nahmen  

Massnahmen 
mehrheitlich  
umgesetzt 

Überführung 
der Ergebnis-
se in WOV 
oder IPSAS 

Keine oder 
kaum Mass-
nahmen  
umgesetzt 

AG, BE, LU, 
SO, BL, BS, 
ZH, OW, SH, 
SG, JU, NE, 
ZG, NW 

AI*, AR*, FR*, 
GL, TI TG, 
VD** 

BL, OW, SH, 
NE, ZG, UR, 
NW 

AG, BE, ZH, 
SO, GE, SZ, 
LU 

LU, SG, BS, 
JU***, AI*, AR*, 
FR*, TI, VD 

*  keine Aufgabenüberprüfungen 
**  Keine Daten 
***  Projekt läuft noch 

3.3 Aufgabenüberprüfungen in der deutschsprachigen Litera-

tur 

3.3.1 Übersicht über die Entwicklungen in Deutschland und Öster-

reich 

Die Überprüfung von staatlichen Aufgaben wurde in Deutschland unter 

dem Schlagwort der Aufgabenkritik erstmals in den 1970er Jahren durch-

geführt. Die Aufgabenkritik fusste damals auf der Beobachtung, dass 

staatliche Aufgaben stetig wuchsen. In den 1980er Jahren wurde die Auf-

gabenkritik von der Privatisierungsdebatte abgelöst. Im Rahmen der Dis-

kussionen über New Public Management in den 1990er Jahren blieb die 

kritische Hinterfragung des Aufgabenbestandes im Hintergrund. Heute ist 

die Aufgabenkritik – vor allem im Kontext der Diskussionen über den Ge-
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währleistungsstaat – wieder aktuell.18 In Österreich spielt die Aufgaben-

überprüfung im Rahmen des Österreich-Konvents (umfassende Staats- 

und Verwaltungsreform) eine tragende Rolle. 

Im Rahmen dieses Berichts wurde insbesondere die Literatur über Aufga-

benüberprüfungen in Nordrhein-Westfalen, Brandenburg, Saarland, Thü-

ringen, Rheinland-Pfalz sowie in Österreich vertieft analysiert. Die Details 

zu den verwendeten Typologisierungen und den Vorgehensweisen finden 

sich in Anhang IV. 

Zur Durchführung einer Aufgabenüberprüfung ist in einem ersten Schritt 

die Festlegung der zu überprüfenden Aufgaben anhand einer Typologie 

notwendig (Kap. 3.3.2) und darauf aufbauend eine Vorgehensmethodik, 

um die definierten Aufgaben zu überprüfen (Kap. 3.3.3). In der Literatur 

werden beide Aspekte diskutiert. 

3.3.2 Literatur zu Aufgabentypologien 

In der Literatur finden sich vielerlei Aufgabentypologien. Die Quellen zu 

allgemeinen Aufgabentypologien – d.h. Typologien, welche nicht in direk-

tem Zusammenhang mit einer Aufgabenüberprüfung stehen – sind sehr 

reichhaltig. Die entwickelten Typologien müssen jedoch in Zusammen-

hang mit der untersuchten Thematik und der Wissenschaftsdisziplin ge-

sehen werden: nicht jede Typologie eignet sich als Ausgangspunkt einer 

Aufgabenüberprüfung. Die allgemeine Literatur kann jedoch hilfsweise 

herangezogen werden. Eine Übersicht über allgemeine Aufgabentypolo-

gien findet sich in Anhang III. Für die Typologisierung eignen sich etwa: 

die organisatorische Einordnung19, Aufgabeninhalte bzw. Sachgebiete20, 

Staatsfunktionen21, Rechtsgrundlagen22, Gliederung in der Budgetpla-

nung23, Zuständige Verwaltung24 oder Zielgruppen25. 

                                      
18

  Vgl. RÖBER, S. 85 ff. 
19

  Online-Verwaltungslexikon – Management und Reform der öffentlichen Verwaltung. Beitrag zu „Auf-
gabenarten/Aufgabentypen“ Internet: www.olev.de (04.03.2009). 

20
  Etwa: Online-Verwaltungslexikon – Management und Reform der öffentlichen Verwaltung. Beitrag zu 

„Aufgabenarten/Aufgabentypen“ Internet: www.olev.de (04.03.2009); TSCHANNEN (Umschreibung der 
Bundeskompetenzen), §20 N17 ff.; ACHERMANN, S. 52. 

21
  Vgl. TSCHANNEN (Umschreibung der Bundeskompetenzen), §20 N17 ff. 

22
  Vgl. ACHERMANN, S. 52. 

23
  Vgl. BRÜNNER, S. 75; ACHERMANN, S. 52. 

24
  Vgl. HESSE (2007), S. 120 ff. 

25
  Vgl. HESSE (2007), S. 120 ff. 
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Eine einheitliche Methodik der Aufgabenerhebung und -typologisierung 

hat sich im Rahmen von Aufgabenüberprüfungen noch nicht herausgebil-

det. BRÜNNER weist denn auch darauf hin, dass allgemein anerkannte 

Theorien fehlen, mit denen Umfang und Inhalt öffentlicher Aufgaben be-

stimmt werden können und verweist auf die oftmals pragmatische Analy-

se, nach welcher eine Systematisierung tatsächlich erfüllter Aufgaben er-

folgt.26 In der Literatur finden sich verschiedene Typologisierungen, die 

entweder auf bestehende oder auf neue Systematiken aufbauen. Zudem 

unterscheiden sich die Aufgabentypologien fundamental durch die top-

down oder bottom-up Vorgehensweise. Eine Übersicht über verschiedene 

Beispiele von Aufgabentypologisierungen in der Praxis bietet unten ste-

hende Tabelle 4 sowie – detaillierter – Anhang IV. 

Tabelle 4: Beispiele von Aufgabentypologien 

 
Aufgabenerhebung 

Top-down-Ansatz Bottom-up-Ansatz 

T
y
p

o
lo

g
is

ie
ru

n
g

 

Bestehende 
Systematik 

Verwaltungsorganisation27, 
Gliederung Budgetplanung/ 
Finanzstatistik28, Gesetzge-
bungssystematik29, Regie-
rungsprogramm 

Erhebungs-/Beurteilungsbogen 
an Verwaltungseinheiten30 

Neue 
Systematik 

Aufgabeninhalt/Sachzusam-
menhang, Aufgabentypus31 

                                      
26

  BRÜNNER, S. 73. 
27

  Z.B. Orientierung des Aufgabenkataloges an der bestehenden Organisationsstruktur (vgl. AUFGABEN-

REFORMKOMMISSION DES ÖSTERREICH-KONVENTS, S. 13, die Basis der Aufgabenkritik bildeten dabei 
die Katalogen der INDUSTRIELLENVEREINIGUNG, S. 2 ff.); Systematisierung nach organisatorischer Zu-
ordnung (nebst den Kriterien Aufgabeninhalt und Aufgabentypus; vgl. HESSE/GÖTZ, S. 11 ff.). 

28
  Z.B. Typologisierung anhand der Aufgabenbereiche in der Finanzstatistik (vgl. EIDGENÖSSISCHE FI-

NANZVERWALTUNG, S. 1; HESSE (O.J.), S. 3). 
29

  Z.B. Ressourcenorientierte Aufgabenerfassung mit Abstützung auf das Gesetz (vgl. MINISTERIUM DER 

FINANZEN, S. 3 f.; AUSSCHUSS FÜR VERWALTUNGSOPTIMIERUNG DES LANDES BRANDENBURG, S. 10: Ziel 
ist, verzichtbare Bestandteile einer Aufgabe zu entdecken, d.h. die gesetzliche Vorschrift kann den 
Kern darstellen, währen Hilfs-, Zusatz- oder Ergänzungstätigkeiten reduzierbar oder verzichtbar 
sind.). 

30
  Z.B. Erfassung der Aufgaben „bottom-up“ mittels Erhebungsbogen (keine eigentliche Typologisie-

rung, evtl. organisatorische Einordnung; vgl. THÜRINGER FINANZMINISTERIUM, S. 17); Ausleuchtung der 
Dienststellen und Direktionen durch ein Beratungsunternehmen mit drei Kategorien von Massnah-
men: Einsparungen ohne Leistungsabbau, Reduktion der Leistungen auf Minimalstandards, Aufga-
benverzicht (vgl. PRICE WATERHOUSE COOPERS, 12). 

31
  Z.B. Systematisierung nach den drei Elementen Aufgabeninhalt, Aufgabentypus und organisatori-

sche Zuordnung (vgl. HESSE/GÖTZ, S. 11 ff.); systematische und schrittweise Zerlegung der Aufga-
ben in Teilaufgaben bis sie zweckmässig nicht mehr weiter gegliedert werden können (vgl. RECH-

NUNGSHOF RHEINLAND-PFALZ, S. 50). 
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3.3.3 Literatur zu den Prüfschemata 

Prüfschemata beinhalten sowohl Beurteilungskriterien als auch eine me-

thodische Vorgehensweise für die Prüfung. Die Literatur wurde hinsicht-

lich dieser beiden Aspekte ausgewertet. 

In der Konzeption des Gewährleistungsstaats wird die Aufgabenüberprü-

fung im Hinblick auf die Frage geführt, welche öffentlichen Aufgaben der 

Staat garantieren soll.32 Dabei erfüllen nicht die staatlichen Institutionen 

sämtliche Aufgaben selbst, sondern der Staat kann mit Dritten kooperie-

ren.33 Die Ziele einer Aufgabenüberprüfung oder -kritik und damit die Be-

urteilungskriterien, anhand deren sie durchgeführt wird, richten sich dabei 

nach den gesetzlichen oder politischen Vorgaben. Sie reichen von einer 

stetigen Aufgabenüberprüfung im Sinne eines Verfassungsauftrags über 

Sparprogramme, Überprüfungen zur Verbesserung der staatlichen Leis-

tungen bis hin zu grundlegenden Staats- und Verwaltungsreformen. 

Die Beispiele in Tabelle 5 zeigen, dass sich die Beurteilungskriterien bei 

unterschiedlichen Zielsetzungen nicht grundlegend unterscheiden. Die 

Zielsetzung entscheidet jedoch darüber, ob der Aufgabenbestand insge-

samt abgebaut oder gehalten werden soll. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                      
32

  Der Gewährleistungsstaat wird dadurch charakterisiert, dass die Aufgabenbreite durch das demokra-
tische Verfahren festgelegt wird, und sich die Leistungstiefe der eigenständigen Aufgabenerfüllung 
auf die Kernbereiche der staatlichen Verantwortung beschränkt – während der Staat für die übrigen 
Bereiche die Gewährleistungsverantwortung trägt. (vgl. PROELLER/SCHEDLER, S. 96). 

33
  LIENHARD (2005), S. 50 ff. ; RÖBER, S. 88. Der Staat fördert als „Moderator und Koordinator die ge-

sellschaftliche Verantwortungsübernahme der unterschiedlichen Gruppen (Bürger, Unternehmen 
etc.) sowie die Zusammenarbeit der verschiedenen staatlichen und privaten Akteure zur Erreichung 
gemeinsamer Ziele.“ (THOM/RITZ, S. 11). 
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Tabelle 5: Ziele und Beurteilungskriterien von Aufgabenüberprüfungen 

 Beispiele von Zielsetzung 

 Verfassungsauf-
trag 

Optimierung/       
Staatsreform 

Sparprogramm Grundlegende     
Staats- und  

Verwaltungsre-
form 

B
e
is

p
ie

le
 v

o
n

 B
e
u

rt
e
il
u

n
g

s
k
ri

te
ri

e
n

 

Z.B.34 

- Notwendigkeit 
- Wirksamkeit 
- Effizienz 
- Zweckmässig-

keit 
- finanzielle 

Auswirkungen 
- Tragbarkeit 
- Nachhaltigkeit 

Z.B.35 

- Effektivität 
- Effizienz 
- Entdeckung 

überflüssiger 
Aufga-
benbestandtei-
le 

- Möglichkeiten 
zur Auslage-
rung, Privati-
sierung, 
Kommunalisie-
rung 

- Bürgernähe 

Z.B.36 

- zukünftiger 
Bedarf / Nut-
zen des öff. 
Engagements 
i. V.m. politi-
scher Legiti-
mation 

- zukünftige Be-
deutung des 
Aufga-
benfeldes 
i.V.m. Kern-
kompetenzen 
im Vergleich 
zu alternativen 
Anbietern 

- zukünftiger 
Bedarf an Ver-
sorgungsin-
tensität i.V.m. 
Ver-
sorgungsin-
tensität der 
kantonalen 
Leistung 

- Vorschläge 
der Ressorts 
zu mind. 10% 
des Aufga-
benbestandes 

Z.B.37 

- „öffentliches 
Sparen“: Ver-
wal-
tungsfunktio-
nen, die für ei-
ne Grund-
sicherung und 
Grundversor-
gung nicht er-
forderlich sind, 
sind tenden-
ziell abzubau-
en 

- Abbau von 
Hemmnissen 
für private Ini-
tiativen 

- Rückbau von 
Staatsfunktio-
nen 

 

 

                                      
34

  Auswahl aus den Kriterien der Verfassungsbestimmungen der Kantone Aargau, Appenzell-
Ausserrhoden, Basel-Land, Basel-Stadt, Bern, Freiburg, Graubünden, Luzern, St. Gallen, Schaffhau-
sen, Solothurn, Zürich. 

35
  HESSE/GÖTZ, S. 9 f.; vgl. auch: HESSE [O.J.]; AUSSCHUSS FÜR VERWALTUNGSOPTIMIERUNG DES LANDES 

BRANDENBURG. 
36

  Vgl. THOM/NÄF, S. 285 ff.; THÜRINGER FINANZMINISTERIUM.S 
37 

 AUFGABENREFORMKOMMISSION DES ÖSTERREICH-KONVENTS 
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In der Literatur werden u. a. die folgenden methodischen Vorgehenswei-

sen für die Aufgabenüberprüfung aufgezeigt (zu Beispielen von Aufga-

benüberprüfungen siehe Anhang V): 

- Vorgehen anhand einer „Logik der Aufgabenkritik“ 

Stufenweise Prüfung der Aufgaben auf Verzicht (materielle Privatisie-

rung), funktionale Privatisierung, Kommunalisierung, horizontale oder 

vertikale Konzentration.38 

- Aufgabenüberprüfung anhand zuvor festgelegter einzelner Kriterien 

Kriterien sind beispielsweise: Effektivität, Effizienz, Bürgernähe und 

Realisierbarkeit.39 

- Verwendung eines Portfolio-Ansatzes:40 

Mithilfe dieses Ansatzes kann ein Aufgabenportfolio (die Gesamtheit 

aller wahrgenommenen Aufgaben) durchleuchtet werden. Dadurch, 

dass einzelne Aufgaben anhand mehrerer Kriterien gleichzeitig ge-

messen werden (z.B. politische Legitimation und zukünftiger Bedarf), 

gelingt es, sie in Kategorien einzuteilen und daraus Handlungsoptionen 

abzuleiten. 

- Ansätze der strategischen Planung wie etwa die SWOT-Analyse41 

Diese erlaubt Aufgaben aus einer internen (Stregth, Weaknesses) so-

wie externen (Opportunities, Threats) Sicht zu beurteilen und die bei-

den Sichtweisen gegenüberzustellen. Daraus lassen sich sodann Stra-

tegien zu den einzelnen Aufgaben ableiten.  

- Analyse ausgewählter Aufgaben mit Empfehlungen für Reformen42 

Es erfolgt eine Identifizierung von Einzelthemen, welche vertieft analy-

siert und geprüft werden. Aufgrund der Ergebnisse werden Empfehlun-

gen für Reformen des gesamten Aufgabenbestandes abgegeben. 

- Verwendung von Gerechtigkeitsregeln des liberalistischen und des 
kommunitaristischen Weltbildes als Daumenregeln für die Bestimmung 
und Regelung von Staatsaufgaben.43 

                                      
38

  Z.B. Ansatz in Nordrhein-Westfalen (vgl. HESSE/GÖTZ). 
39

  Dieser Ansatz wurde bspw. im Saarland gewählt (vgl. HESSE [O.J.]). 
40

  Z.B. Ansatz bei der Aufgabenüberprüfung auf Bundesebene (vgl. EIDGENÖSSISCHE FINANZVERWAL-

TUNG) oder im Kanton Bern (vgl. THOM/NÄF, S. 284 ff.; STEINER (2006), S. 60 ff.). 
41

  Vgl. MÜLLER-STEWENS/LECHNER, S. 224 ff.  
42

  Im Rahmen der Aufgabenreform in Österreich wurden neun exemplarisch herausgegriffene Themen 
beleuchtet. Für jedes Thema wurden durch die Expertenkommission Empfehlungen abgegeben. Die-
se Empfehlungen wurden in der Folge auf ihre Verallgemeinerung geprüft (vgl. AUFGABENREFORM-

KOMMISSION DES ÖSTERREICH-KONVENTS). 
43

  RICHLI (2009), insb. S. 67 ff. (kurz: Bestimmung und Regelung von Staatsaufgaben unter folgenden 
Gesichtspunkten: Schleier der Ungewissheit, soziale Chancengleichheit, Schutz sozial Schwacher, 
Gegenseitigkeitsbedürfnis, moralische Angemessenheit, soziale Subsidiarität, Freiheit von Domi-
nanz). 
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Für die Bestimmung und Regelung von Staatsaufgaben werden basie-

rend auf den Gerechtigkeitsregeln der politischen Philosophie Dau-

menregeln hergeleitet. Sie sind Instrumente zur Strukturierung des po-

litischen Handlungsspielraums mit dem Ziel der politischen Gerechtig-

keit.44  

Diese Ansätze werden in Kapitel 4.3 und Kapitel 5 punktuell vertieft und in 

Bezug auf die Anwendungsmöglichkeiten im Kanton Graubünden be-

schrieben. 

                                      
44

  RICHLI (2009), S. 87. 
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4. Konzeptionelle Grundlagen einer Aufgabenüber-
prüfung im Kanton Graubünden 

4.1 Steuerungsmodell 

Grundlage einer Aufgabenüberprüfung im Kanton Graubünden bildet ein 

Steuerungsmodell, welches auf einer hierarchischen Gliederung der 

Steuerung mit den Stufen Gesetzgebung, strategische Ebene sowie ope-

rative Ebene aufbaut.45 Die Aufgabenüberprüfung soll – wie im Projektauf-

trag ausgeführt wird – Bestandteil der politischen Planung sein und Basis 

bilden für die Erarbeitung des Regierungsprogramms.46 Die Aufgaben-

überprüfung ist deshalb auf der strategischen Ebene anzusiedeln. Zum 

besseren Verständnis lässt sich dies wie in der nachstehenden Abbildung 

1 dargestellt aufzeigen.  

Abbildung 1: Steuerungsmodell 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                      
45

  Vgl. dazu auch U. MÜLLER, S. 72 f. 
46

  Zwischen der Aufgabenüberprüfung und der Legislatur- resp. Legislaturfinanzplanung besteht ein 
enger Zusammenhang. Die Aufgabenüberprüfung bildet den Rahmen zum Regierungsprogramm 
(zum Verhältnis von Aufgabenüberprüfung und politischer Planung auf Bundesebene vgl. auch: Bot-
schaft vom 23. Januar 2008 über die Legislaturplanung 2007-2011, BBl 2008 753 ff.). 

mittelfristig nicht bindend 

Aufgabenüberprüfung 

KV-GR 

Gesetzgebung 

Aufgaben 

Produktgruppen 

Produkte 

P
la

n
u
n
g
 

Regierungsprogramm 

kurzfristig verbindlich Budget 



20 

Dies hat zweierlei Konsequenzen für die konkrete Ausgestaltung der Prü-

fung: Zum einen müssen die Aufgaben hinsichtlich der Strategie des Kan-

tons Graubünden überprüft werden. Dies bedeutet, dass vor allem festge-

stellt werden muss, ob die Aufgaben geeignet sind, um die lang- bis mit-

telfristigen Ziele zu erreichen. Zum anderen müssen die Aufgaben auf 

dieser Ebene geprüft werden. Es sollen also nicht einzelne Arbeitsschritte 

in der Aufgabenerfüllung oder Teilaufgaben wie „Geschwindigkeitskontrol-

len durchführen“ durchleuchtet werden. Auch sollen nicht generell öffentli-

che Aufgaben wie „Sicherheit“ oder „Bildung“ Prüfobjekt sein. Dies bedeu-

tet, dass ein geeignetes Abstraktionsniveau für die Aufgabendefinition ge-

funden werden muss. 

Im Projektauftrag wird weiter ausgeführt, dass die Aufgabenüberprüfung 

durch die Bündner Regierung resp. Standeskanzlei unter Beizug der De-

partemente und Dienststellen erfolge.47 Dies bedeutet, dass für den Ge-

samtprozess die Rollen, Kompetenzen und Pflichten festzulegen sind. 

Aufgrund der Komplexität einer Aufgabenüberprüfung sollte diese in meh-

rere Phasen unterteilt werden, um letztendlich zweckdienliche Resultate 

zu erhalten. Es bietet sich an in einer ersten Phase ein Aufgabenportfolio, 

welches die Gesamtheit der Kantonsaufgaben auf einer strategischen 

Ebene erfasst, auszuarbeiten. Die so definierten Aufgaben sollen dann, in 

einer zweiten Phase, anhand eines einheitlichen Prüfungsrasters beurteilt 

werden. Als Ergebnis daraus resultieren Empfehlungen zur Aufgabenent-

wicklung. 

 

 

 

 

                                      
47

  Dies deckt sich auch mit dem Vorschlag von G. MÜLLER (2005), der eine Mischung zwischen Top-
down- und Bottom-up-Ansatz bei der Aufgabenüberprüfung empfiehlt (G. MÜLLER [2005], S. 15). 
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4.2 Vorschläge für eine Aufgabentypologie 

4.2.1 Varianten zu Aufgabentypologien 

Der Kanton Graubünden strebt eine Aufgabenüberprüfung mit pragmati-

schem und vertretbarem Aufwand an. Zudem soll sich die Aufgabenüber-

prüfung auf die Aufgaben gemäss Verfassung und Gesetzgebung sowie 

die ohne gesetzlichen Auftrag in der Praxis vorgenommenen Aufgaben 

beziehen. Daraus lässt sich schliessen, dass eine Anlehnung an bereits 

bestehende Aufgabentypologien sinnvoll ist. Eine Aufgabenermittlung bot-

tom-up fällt demnach ausser Betracht. 

Geeignete bestehende Aufgabentypologien für Graubünden sind insbe-

sondere: 

1. Typologie gemäss Regierungsprogramm 

2. Typologie nach Produktgruppen (GRiforma) 

3. Typologie der Aufgabenbereiche nach Art. 10 resp. Anhang 1 Regie-

rungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung (RVOV, BR 170.310) 

Die drei Varianten haben spezifische Stärken und Schwächen: 

Eine Typologie auf Basis des Regierungsprogramms würde lediglich zehn 

Aufgabenbereiche umfassen. Dies hat den Vorteil, dass die Prüfung stra-

tegisch ausgerichtet wäre. Jedoch bewegt man sich auf einem sehr hohen 

Abstraktionsniveau, was zu wenig konkreten Beurteilungen führen würde.  

Eine Typologie nach Produktgruppen hat den Vorteil, dass eine direkte 

Verknüpfung von Aufgabenüberprüfung und wirkungsorientierter Verwal-

tungsführung möglich wäre. Die Definition der Produktgruppen ist bereits 

weit fortgeschritten. Allerdings ist eine Prüfung auf Stufe Produktgruppen 

sehr aufwändig, da rund 130 berücksichtigt werden müssten. Das Arbei-

ten mit Produktgruppen ist zudem im Kanton Graubünden noch wenig 

verankert. 

Eine Typologisierung nach der Regierungs- und Verwaltungsorganisati-

onsverordnung leitet sich aus der Verfassung und Gesetzgebung ab. Sie 

bietet eine umfassende Übersicht von 95 staatlichen Aufgaben. Da ähnli-

che Typologien in anderen Kantonen bestehen, ist ein Erfahrungsaus-

tausch möglich. Die Aufgabentypologie weist als möglichen Nachteil einen 

relativ hohen Detaillierungsgrad auf, was für eine komplette Überprüfung 
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alle vier Jahre einen grossen zeitlichen Aufwand bedeutet. Als Untervari-

ante könnten die in der Regierungs- und Verwaltungsorganisationsver-

ordnung aufgeführten Aufgaben zu rund 40-50 Aufgabengebieten aggre-

giert werden, um den Detaillierungsgrad zu reduzieren. 

4.2.2 Vorschlag der Gutachter und Umsetzung der Aufgaben-

typologie 

Unter Abwägung der aufgeführten Stärken und Schwächen empfehlen die 

Gutachter, eine Aufgabentypologie auf der Basis der Regierungs- und 

Verwaltungsorganisationsordnung zu erstellen. Die dort definierten 95 

Aufgaben sollen zu rund 40-50 Aufgabengebieten aggregiert werden. 

Die Vorgehensweise zur Erstellung der Aufgabentypologie wurde an ei-

nem Workshop vom 27. Mai 2009 mit Vertretern des Kantons aus Regie-

rung und Verwaltung diskutiert. Die Stossrichtung, dass auf eine beste-

hende Aufgabentypologie aufgebaut werden soll – insbesondere auf die 

Systematik in der Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung 

– wurde bestätigt. Es wurde beschlossen, dass für die Aggregation die 

funktionale Gliederung gemäss Regierungsprogramm, Kantonsverfassung 

und Gesetzgebung berücksichtigt werden sollen. 

 



23 

4.3 Vorschläge für ein Prüfschema 

4.3.1 Vorbemerkungen zu den Beurteilungskriterien 

Artikel 78 KV-GR gibt vor, dass sich die Aufgabenüberprüfung auf die Kri-

terien Notwendigkeit, Wirksamkeit und Finanzierbarkeit stützt. Damit sind 

die Hauptkriterien der Beurteilung festgelegt. 

Unter Notwendigkeit wird die Frage verstanden, ob eine Aufgabe tatsäch-

lich durch den Kanton Graubünden erbracht werden muss. Dies beinhaltet 

grundsätzlich die Frage, ob die Aufgabe als öffentliche Aufgabe zu qualifi-

zieren ist, wie auch die Frage, ob der Kanton die geeignete Staatsebene 

zur Erfüllung der Aufgabe ist. Dabei steht oftmals weniger das „Ob“ als 

das „Wie viel“ zur Diskussion. Das Hauptkriterium der Notwendigkeit kann 

durch verschiedene Teilkriterien präzisiert werden. Dazu gehören bei-

spielsweise: Öffentliches Interesse, Marktversagen, Vorgabe in überge-

ordnetem Recht, Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips und Möglichkeit 

einer Auslagerung. 

Beim Kriterium Wirksamkeit geht es um den SOLL-IST-Vergleich der for-

mulierten Bedürfnisse und der erzielten Ergebnisse. Der Begriff hat insbe-

sondere durch das Konzept des New Public Management Verbreitung ge-

funden (in der Schweiz auch als Wirkungsorientierte Verwaltungsführung 

bezeichnet).48 Die Aufgabenerfüllung ist dann effektiv, wenn die erzielten 

Auswirkungen in der Gesellschaft den beabsichtigten Auswirkungen ent-

sprechen (Outcome) und wenn die Zielgruppen mit der Leistungserstel-

lung zufrieden sind (Impact). D. h. es geht um die Frage, ob die staatliche 

Aufgabenerfüllung zu derjenigen Wirkung geführt hat, welche von der Po-

litik erwartet wurden.  

Dargestellt anhand eines 5-Ebenen-Planungskonzeptes, lässt sich die 

Wirksamkeit resp. die Effektivität am Vergleich zwischen den Bedarfszie-

len und den erreichten Ergebnissen festhalten (vgl. Abbildung 2). 

                                      
48

  SCHRÖTER/WOLLMANN, S. 63; A. MÜLLER, S. 904. 
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Abbildung 2: 5-Ebenen-Planungskonzept49 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mit dem Kriterium Finanzierbarkeit wird grundsätzlich gefragt, ob die Auf-

gabe mittel- und langfristig finanziert werden kann. Implizit sind damit zwei 

Fragestellungen verbunden: Erstens, ob eine bestimmte Aufgabe im Ge-

samtrahmen der Staatstätigkeit finanzierbar scheint. Erst wenn eine Dis-

kussion über die Breite des Aufgabenspektrums geführt wurde, kann fest-

gelegt werden, welche Aufgaben prioritär finanziert werden sollen.50 Zwei-

tens kann gefragt werden, ob die Aufgabenerfüllung innerhalb der dafür 

budgetierten Mittel lag. Deshalb impliziert das Kriterium auch den Aspekt 

der Effizienz. Anders ausgedrückt: Fordert das Effektivitätskriterium „Die 

richtigen Dinge zu tun!“, postuliert die Effizienz nun „Die Dinge richtig zu 

tun!“. Es geht also darum festzustellen, ob die gewünschte Menge an 

staatlicher Leistung auch kostengünstig hergestellt wird oder ob mit den 

gegebenen Mitteln eine höhere Leistung möglich ist (Input-Output-

Relation).  

                                      
49

  In Anlehnung an SCHEDLER/PROELLER, S. 133. 
50

  Vgl. RÖBER, S. 89. 
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Gelingt es für jede Aufgabe festzustellen, ob ihr Finanzierungsbedarf im 

Gesamtrahmen des Kantons liegt und ob ihre Erfüllung auch kostengüns-

tig erfolgt, geschieht damit eine umfassende Prüfung des Kriteriums Fi-

nanzierbarkeit. Gleichzeitig ist darauf hinzuweisen, dass eine als notwen-

dig eingestufte Aufgabe finanzierbar sein muss.51 Ist eine solche Aufgabe 

nicht a priori finanzierbar, muss der Staat weitere Finanzmittel beschaffen 

– z. B. über die Erhöhung der Steuern. 

4.3.2 Varianten zur methodischen Vorgehensweise 

Als Methoden der strategischen Aufgabenüberprüfung sind insbesondere 

der Portfolio-Ansatz, die Prüfung in Stufen, eine triagierte Prüfung sowie 

der SWOT-Ansatz denkbar.  

Der Portfolio-Ansatz wurde für die Aufgabenüberprüfung auf Bundesebe-

ne wie auch in den Kantonen Aargau, Bern und Zürich gewählt. Alle staat-

lichen Aufgaben werden in Matrizen abgebildet, welche eine Ableitung ei-

ner Einheitsstrategie je nach Positionierung in der Matrix erlauben (vgl. 

Abbildung 3).  

Dieser Ansatz könnte den Anforderungen von Artikel 78 KV-GR so ange-

passt werden, dass statt zwei Achsen deren drei gewählt werden. Jede 

der drei Achsen bildet ein Kriterium ab. Für die einzelnen Quadranten wird 

eine Einheitsstrategie ermittelt, welche für alle Aufgaben dieses Quadran-

ten gelten (Bsp.: Wird kein Kriterium erfüllt, kann die Aufgabe aufgegeben 

werden). 

                                      
51

  So auch BUNDI, N 11 zu Art. 78 KV. 
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Abbildung 3: Darstellung Portfolio-Ansatz 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei der Prüfung in Stufen werden die Beurteilungskriterien sequentiell ge-

prüft (vgl. Abbildung 4). Der Portfolio-Ansatz und die Prüfung in Stufen 

unterscheiden sich dabei weniger in den gewählten Kriterien als in der 

Vorgehensweise: Beim Portfolio-Ansatz kommt den Kriterien dasselbe 

Gewicht zu, während bei der Stufen-Prüfung Prioritäten gesetzt werden. 

Bei einer solchen Prüfung würde als erstes das Kriterium „Notwendigkeit“ 

hinzugezogen. Erst wenn die Notwendigkeit bejaht wird, erfolgt die Prü-

fung hinsichtlich „Wirksamkeit“ und „Finanzierbarkeit sowie Effizienz“. Für 

dieses Vorgehen spricht, dass gerade nach der Beurteilung der einzelnen 

Prüfkriterien schon Massnahmen abgeleitet werden können und eine Auf-

gabe nicht erst auf alle drei Kriterien zu untersuchen ist. 

Notwendigkeit 

Finanzierbarkeit 

Wirksamkeit 



27 

Abbildung 4: Darstellung Prüfung in Stufen 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Triage-Ansatz unterzieht Aufgaben zuerst einer Grobprüfung. Danach 

werden gezielt nur diejenigen Aufgaben auf die drei Kriterien überprüft, 

welche der Grobprüfung nicht standhalten. Bei Bedarf können einzelne 

Aufgaben nach der Kriterienprüfung noch einer detaillierten Beurteilung 

unterzogen werden (vgl. Abbildung 5). Dies bietet sich dort an, wo beson-

ders gravierende Mängel festgestellt werden oder spezifisches Fachwis-

sen notwendig ist, um die Aufgabe objektiv zu durchleuchten. 

Insofern werden auch bei diesem Ansatz mehrere Stufen oder Phasen 

durchlaufen. Der entscheidende Unterschied zum stufenweisen Ansatz 

ist, dass die Kriterien nicht einzeln geprüft werden, sondern immer als 

Ganzes im Auge behalten werden. 

Abbildung 5: Darstellung Triagierung 
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Der SWOT-Ansatz ermöglicht eine Aufgabenbeurteilung unter den Ge-

sichtspunkten einer internen und einer externen Sicht. Gegenwärtige 

Stärken und Schwächen (Strength, Weaknesses) in der Aufgabenerfül-

lung werden dabei mit künftigen Chancen und Risiken (Opportunities, 

Threats) aus der Umwelt verknüpft. Wie in Abbildung 6 dargestellt, erlaubt 

dies, zu jeder Aufgabe Strategien zu entwickeln. Da der Ansatz keine ei-

gentliche Prüfung der Aufgaben anhand der in der Verfassung vorgege-

benen Kriterien erlaubt, ist er allenfalls für eine erste Grobbeurteilung ge-

eignet. 

Abbildung 6: Darstellung SWOT-Analyse 
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Festzulegen ist schliesslich die Periodizität der Prüfung. Diese könnte im 

Vierjahresrhythmus alle Aufgaben umfassen. Alternativ ist im Sinne einer 

rollenden Überprüfung im Jahresrhythmus die Analyse der Aufgaben je-

weils eines Departements denkbar. 

4.3.3 Vorschlag der Gutachter und Umsetzung des Prüfschemas 

Die Gutachter schlagen zu Beginn der Prüfung eine Triagierung vor: Alle 

Aufgaben werden anhand weniger Kriterien vorgeprüft. Nur die Aufgaben, 

welche als kritisch eingestuft werden, durchlaufen eine daran anschlies-

sende systematischere Prüfung. Bei dieser vertieften Prüfung wird ein stu-

fenweises Vorgehen gewählt. Zuerst wird die Notwendigkeit geprüft, da-

nach die Wirksamkeit sowie die Finanzierbarkeit und Effizienz. 
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5. Das Modell der Aufgabenüberprüfung in Grau-
bünden 

5.1 Aufgabenerhebung für die Typologisierung 

Als Prüfobjekte gelten die Aufgabenbereiche resp. Aufgaben des Aufga-

benportfolios, welches von der Standeskanzlei erarbeitet wurde. Für jede 

Teilaufgabe wird ein Informationsdokument erstellt, welches die Teilauf-

gabe umschreibt. Dieses Dokument umfasst insbesondere die Informatio-

nen, welche für die Grob- und Detailprüfung von Belang sind und über 

welche die Departemente und Dienststellen verfügen. 

Aufgrund der Aufgabenerhebung kann die Aufgabenüberprüfung auf Stufe 

der Regierung vorgenommen werden. 

5.2 Beurteilungsraster 

5.2.1 Methodik: Triagierung 

Die Aufgaben werden nach dem Triageansatz überprüft. D.h. zu Beginn 

erfolgt eine Erstbeurteilung aller staatlichen Aufgaben anhand von vier 

Fragen. Die Beantwortung der Fragen ermöglicht die Feststellung, ob eine 

detaillierte Prüfung einzelner Aufgaben nach Art. 78 KV auf Notwendig-

keit, Wirksamkeit und Finanzierbarkeit zweckmässig ist. 

5.2.2 Phase 1: Erstbeurteilung 

Zur Erstbeurteilung eignet sich der in der Betriebswirtschaftslehre verbrei-

tete anspruchsgruppenorientierte Ansatz.52 Ein solcher bestimmt die rele-

vanten Anspruchsgruppen des Staates und deren Erwartungen und for-

muliert daraus Prüffragen. Relevante Anspruchsgruppen sind im Kanton 

Graubünden der Bund, die kantonale Politik, die natürlichen und juristi-

schen Personen in ihrer Rolle als Nutzer der Leistungen sowie die Steu-

erzahler.53  

                                      
52

  RÜEGG-STÜRM, S. 28. 
53

  Die Bürger als Leistungsempfänger, Steuerzahler und Wähler nehmen mehrere, teilweise wider-
sprüchliche Rollen wahr. 
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Nachfolgend werden die zur Erstbeurteilung der Staatsaufgaben geeigne-

ten Prüffragen eingeführt und erklärt.  

Frage 1.1:  Lässt das Bundesrecht, das interkantonale oder das internati-

onale Recht dem Kanton so viel Spielraum, dass eine detail-

lierte Aufgabenüberprüfung sinnvoll ist?  

Der Handlungsspielraum der Kantone kann durch den Bund begrenzt 

werden. Wo ausschliessliche Bundeskompetenzen bestehen (Bsp. Lan-

desverteidigung) oder konkurrierende Bundeskompetenzen durch den 

Bund ausgeschöpft werden (Bsp. Strafrecht), sind die Kantone an die 

Bundesgesetzgebung gebunden.54 Interkantonales Recht geht dem kan-

tonalen Recht ebenfalls vor (Art. 48 Abs. 5 BV).55 Zu prüfen ist folglich, 

inwieweit das übergeordnete Bundesrecht sowie das interkantonale Recht 

dem Kanton Spielräume offen lassen. 

Auch internationales Recht grenzt den Kanton bei seinem Handeln ein. 

So finden sich in übergeordneten Rechtssätzen Verpflichtungen zur Art 

und Weise der Aufgabenerfüllung (z.B. EMRK, WTO-Abkommen betref-

fend öffentliches Beschaffungswesen56), die Auswirkungen auf die Struk-

turen und Prozesse in der Verwaltung haben. Wo den Kantonen eine 

Vollzugskompetenz zukommt, sind diese befugt, die erforderlichen Aus-

führungsbestimmungen zu erlassen.57  

Sind für den Kanton eine Aufgabe sowie die Art und Weise des Aufga-

benvollzugs durch übergeordnetes Recht vorgegeben, erübrigt sich auf-

grund des nicht vorhandenen Handlungsspielraums eine detailliertere 

Überprüfung dieser Aufgabe. 

 

 

 

                                      
54

  Vgl. auch HÄFELIN/HALLER/KELLER, S. 322 ff. 
55

  Interkantonales Recht ist dem Bundesrecht nachgeordnet, geht kantonalem (Gesetzes- und Verord-
nungs-) Recht aber vor (siehe im Weiteren TSCHANNEN, §25 N 2). 

56
  http://www.wto.org/english/tratop_e/gproc_e/gp_gpa_e.htm. 

57
  TSCHANNEN, §21 N 25. 
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Frage 1.2:  Sind in den letzten vier Jahren politische Entscheide getroffen 

oder Reorganisationen durchgeführt worden, die eine Ände-

rung der Aufgabe als nicht realisierbar erscheinen lassen? 

Politische Entscheide der vergangenen Legislatur prägen den Handlungs-

spielraum des Kantons. Eine Analyse der Entscheide des Grossen Rates 

bzw. des Volkes zu einer Aufgabe gibt Hinweise auf die Akzeptanz resp. 

Realisierbarkeit von Veränderungen.  

Aus Entscheiden kann unter Umständen geschlossen werden, wo die Po-

litik Veränderungen wünscht und wo politischer Widerstand erwachsen 

könnte. Steht schon im Voraus fest, dass die Politik die Veränderung einer 

Aufgabe nicht akzeptiert, kann von einer weiteren, detaillierteren Prüfung 

abgesehen werden. Ist die Politik gegenüber einer Aufgabenanpassung 

neutral oder gar positiv eingestellt, bietet sich eine genauere Prüfung an, 

sei es auch nur um eine allenfalls ideologisch gefärbte Diskussion zu ver-

sachlichen. 

Frage 1.3:  Ist damit zu rechnen, dass sich die Nachfrage nach staatli-

chen Leistungen im Zusammenhang mit einer Aufgabe än-

dert? 

Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen sind die Nutzer der staatli-

chen Leistungen. Zwischen dem Kanton und den Anspruchsgruppe be-

steht ein Anbieter-Nachfrager-Verhältnis. Die Bürger und Unternehmen 

sind zwar in der Regel keine Kunden des Kantons (da die Wahlfreiheit 

fehlt), dennoch gibt es Parallelen zum Kundenbegriff. Die Anspruchsgrup-

pen erwarten, dass die staatliche Leistung qualitativ hochstehend und 

bürgerfreundlich angeboten wird. Die Bedürfnisse können sich im Zeitab-

lauf verändern. 

Gab es in den vergangenen vier Jahren Nachfrageänderungen oder ist 

mit solchen zu rechnen, bietet sich eine vertiefte Prüfung der staatlichen 

Aufgabe an. 
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Frage 1.4:  Muss die Aufgabe mit dem bisherigen Standard und der bis-

herigen Organisation erfüllt werden 

Die Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen sind nicht nur Nutzer der 

staatlichen Leistungen, sondern finanzieren diese auch massgeblich. Der 

Steuerzahler stellt an die Aufgabenerfüllung deshalb zusätzliche Anforde-

rungen. Er erwartet, dass die staatliche Aufgabenerfüllung effizient erfolgt, 

d. h. Ressourcen nicht durch Doppelspurigkeiten, komplizierte Abläufe 

oder einen überdimensionierten Verwaltungsapparat vergeudet werden. 

Sollten bei gewissen Aufgaben Anzeichen für Ineffizienzen vorhanden 

sein, empfiehlt sich eine detaillierte Überprüfung. 

5.2.3 Phase 2: Prüfung auf Notwendigkeit, Wirksamkeit sowie Finan-

zierbarkeit und Effizienz 

Aufgaben, welche nach der Erstbeurteilung als beobachtungswürdig ein-

geschätzt werden, durchlaufen in einer zweiten Phase eine detaillierte 

Prüfung anhand der Kriterien Notwendigkeit, Wirksamkeit sowie Finan-

zierbarkeit/Effizienz.  

5.2.3.1 Notwendigkeit 

Wie bereits in Kapitel 3.3.1 festgehalten, ist die Beurteilung der Notwen-

digkeit einer Aufgabe mehrdimensional. Hinzu kommt, dass nach BUNDI 

hier auch gefragt werden muss, wer die Aufgabe erfüllen soll.58 Im Fol-

genden wird die Notwendigkeit deshalb wie folgt operationalisiert. 

Frage 2.1:  Liegt die Aufgabenerfüllung durch den Staat im öffentlichen 

Interesse? 

Staatliche Aufgabenerfüllung? 

Welche Aufgaben der Staat erfüllen muss, kann nicht über generalisierba-

re Kriterien festgelegt werden. Dies ist ein demokratischer Entscheid.59 

Eine Hilfestellung bieten staatsrechtliche Kriterien, so die Staatsfunktio-

                                      
58

  BUNDI, N 9 zu Art. 78. 
59

  RÖBER, S. 89. 
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nen60, verfassungsrechtliche Staatszwecke und Staatsziele61 sowie die 

Grundwerte des Staatswesens (Verfassungsprinzipien, Grundrechte und 

die Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns).62 Artikel 1 KV-GR statuiert, 

dass der Kanton Graubünden ein freiheitlicher, demokratischer und sozia-

ler Rechtsstaat ist. Diesem Artikel kommt zwar grundsätzlich nur deklara-

torische Bedeutung zu.63 Der Hinweis auf das Rechtsstaats-, Demokratie- 

und Sozialstaatsprinzip bietet jedoch einen Rahmen zur Beurteilung der 

Notwenigkeit des staatlichen Handelns. 

(Kantonales) öffentliches Interesse? 

Die Aufgabennormen der Verfassung sowie die Gesetzgebung zeigen die 

öffentlichen Interessen des Kantons.64 Die Notwendigkeit einer Aufgabe 

kann nur bejaht werden, wenn ein klar identifizierbares öffentliches Inte-

resse besteht. 

Marktversagen? 

Der Preismechanismus bewirkt grundsätzlich einen Ausgleich zwischen 

Angebot und Nachfrage. Funktioniert dieser nicht, kann staatliches Ein-

greifen geboten sein. Die ökonomische Theorie des Marktversagens lie-

fert Anhaltspunkte, wann der Staat tätig werden soll.65 Marktversagen liegt 

insbesondere in folgenden für eine Aufgabenüberprüfung relevanten Fäl-

len vor: 

- Öffentliche Güter: Die Theorie der öffentlichen Güter geht davon aus, 

dass gewisse Güter auf Grund ihrer spezifischen Eigenschaften vom 

Staat angeboten werden sollen.66 Bei sog. privaten Gütern kann der 

Anbieter zahlungsunwillige Individuen vom Konsum ausschliessen 

                                      
60

  Differenzierung der Staatsfunktionen gemäss dem Grundsatz der Gewaltenteilung in Rechtsetzung, 
Regierung/Verwaltung und Rechtsprechung (vgl. TSCHANNEN, §27 N 6 ff). 

61
  RICHLI (2001) verweist auf die verbreitete Auffassung, dass die Begriffe Staatszwecke–Staatsziele–

Staatsaufgaben eine fortschreitende Konkretisierung beinhalten. Der Staatszweck ist eine abstrakte 
Grösse und begründet die staatliche Existenz. Etwas konkreter äussern sich Staatsziele zu dem 
Handeln der Staatsorgane (z.B. Sozialziele); vgl. WEBER-MANDRIN, S. 31 ff.; ACHERMANN, S. 44 ff.; LI-

ENHARD (2002), FN 26. Zu der grundsätzlichen Frage der Aufgabenverteilung zwischen Staat und 
Privaten – und den Leitprinzipien für Aufgabenwahlentscheide – vgl. auch EICHENBERGER, S. 517 ff., 
insbesondere S. 534 ff.  

62
  LIENHARD (2002), S. 1165 f. sowie FN 17. 

63
  RATHGEB, zu Art. 1 N 4. 

64
  TSCHANNEN, §20 N 4. 

65
  Zur Diskussion über staatliche Kernbereiche aus juristischer und ökonomischer Sicht vgl. REGIE-

RUNGSRAT DES KANTONS BERN, S. 27 ff., welcher sich gegen die (statische) Festlegung von Kernbe-
reichen staatlicher Tätigkeit äussert, sondern eine stetige Überprüfung der staatlichen Tätigkeit im 
Sinne von Aufgabenüberprüfungen fordert. 

66
  GEIGANT et al., S. 707. 
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(Ausschlussprinzip; Bsp. Konzert: es kann ein Eintrittsgeld erhoben 

werden) und der Konsum des Gutes vermindert den Konsum des glei-

chen Gutes durch andere (Rivalität im Konsum; Bsp. Konzert: nur eine 

begrenzte Anzahl Sitzplätze vorhanden).67 Bei öffentlichen Gütern sind 

diese Eigenschaften nicht vorhanden: so können beispielsweise bei ei-

nem öffentlich zugänglichen Denkmal weder Personen von der Be-

trachtung ausgeschlossen werden, noch reduziert sich der Nutzen für 

den einzelnen, wenn auch andere das Denkmal betrachten. Folglich 

hat der einzelne keine Zahlungsbereitschaft, da er auch ohne zu zah-

len vom Nutzen (Betrachtung des Denkmals) profitieren kann. Öffentli-

che Güter müssen deshalb vom Staat angeboten oder koordiniert wer-

den. 

- Externe Effekte: Externe Effekte entstehen, wenn die Produktion oder 

der Konsum mit positiven oder negativen Nebenwirkungen für aussen-

stehende Dritte verbunden sind.68 Damit sind Nutzniesser und Kosten-

träger nicht mehr identisch und es lohnt sich, Trittbrettfahrer zu sein 

(Bsp. Umweltschäden: wenn Umweltkosten nicht den Verursachern 

auferlegt werden, haben diese keinen Anreiz, umweltverträgliche 

Technologien zu entwickeln).69 Hier muss der Staat korrigierend ein-

greifen. 

- Natürliche Monopole: Bei gewissen Leistungen kann die Produktion 

eines zusätzlichen Gutes immer preisgünstiger werden. Neue Anbieter 

haben so fast keine Chance, in den Markt einzudringen. Man spricht 

von natürlichen Monopolen (Bsp. für ein natürliches Monopol: Märkte 

mit teurer Netzinfrastruktur wie Strassen oder Wasser70). Hier macht es 

Sinn, dass der Staat die Leistung anbietet oder koordiniert, damit ein 

Monopolist seine Markmacht nicht ausnutzen kann. 

Indikatoren der Teilfrage sind: 

- Konformität der Aufgabe mit den Staatszwecken, Staatszielen und 

Grundwerten der Bündner Verfassung (insbesondere Art. 1-6 KV-GR)71 

                                      
67

  BLANKART, S. 53. 
68

  BLANKART, S. 23. 
69

  FREY/KIRCHGÄSSNER, S. 87 f. und S. 232. 
70

  Vgl. ALBERTSHAUSER, S. 108. 
71

  Vgl. BUNDI, N 2 zu Art. 75-92. 
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- Konformität mit den allgemeinen Grundsätzen zu den öffentlichen Auf-

gaben (Art. 75-77 KV-GR) 

- öffentliches Interesse gemäss KV-GR 

- öffentliches Interesse des Bundesrechts72 

- ein „neues“ öffentliches Interesse zeichnet sich aus der politischen Dis-

kussion ab (Bsp. überwiesene Motionen) 

- ein öffentliches Gut 

- externe Effekte 

- natürliches Monopol 

Frage 2.2:  Ist die Aufgabe so wichtig, dass sie weiterhin erfüllt werden 

muss? 

Aufgrund der knappen staatlichen Ressourcen können nicht alle Aufga-

ben, für welche ein öffentliches Interesse besteht, erfüllt werden. Es muss 

daher eine Abwägung der Wichtigkeit der staatlichen Aufgaben erfolgen.73 

Dies ist nicht zwingend eine Ja-Nein-Entscheidung, sondern kann eine 

graduelle Frage über die zugeteilten Ressourcen sein. 

Indikatoren zur Prüfung dieser Frage sind: 

- juristische Kriterien zur Wesentlichkeit im Sinne des Legalitätsprin-

zips74: Grösse des Adressatenkreises, Eingriff in die Rechtsstellung der 

Adressaten (Intensität des Eingriffs), finanzielle Folgen, die Bedeutung 

für die politische Willensbildung, die Behördenorganisation oder das 

Verfahren, sowie wenn besonders umstrittene Fragen den Gegenstand 

bilden (Akzeptierbarkeit durch die Betroffenen bei Massnahmen, die 

auf Widerstand stossen)75 

                                      
72

  Hinweise auf öffentliche Interessen finden sich im Bundesrecht in den Aufgabennormen der Bundes-
verfassung, in den Ausführungsgesetzen, (selten) in Verordnungen sowie bzgl. der öffentlichen Inte-
ressen im Sinne der Polizeigüter. 

73
  Vgl. BUNDI, N 9 zu Art. 78 KV. 

74
  Zur Wesentlichkeitstheorie und den daraus abgeleiteten Kriterien LIENHARD (2005), S. 222 ff; das 

Legalitätsprinzip resp. der Grundsatz der Gesetzmässigkeit, besagt, dass jedes „staatliche Handeln 
einer gültigen gesetzlichen Grundlage bedarf“ (TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, §19 N 1) oder nach 
HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN ausgedrückt, dass „alle Verwaltungstätigkeit an das Gesetz zu binden“ sei 
(HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, S. 79). Die wesentlichen Wertungen müssen dabei in einem formellen 
Gesetz enthalten sein (TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, §19 N 4). 

75
  Anlehnung an TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, §19 N 4 f. und HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, S. 84 f. 
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- Grundlagen zu globalen Trends und Trendentwicklungen auf schweize-

rischer Ebene (Grundlagen zum Regierungsprogramm)76 

- Gefahren- und Risikoplanungen (Bsp. institutionalisierte Meldungen 

aus den Departementen und Ämtern, Naturgefahrenmanagement, etc.) 

- Wichtigkeit in der öffentlichen und politischen Diskussion (Bsp. Scree-

ning der Zeitungsmeldungen) 

- Vorhandensein von Handlungsalternativen, welche als wichtiger beur-

teilt werden77 

Frage 2.3:  Muss der Kanton die Aufgabe erfüllen? 

Diese Frage der Kompetenzabgrenzung zum übergeordneten Recht (in-

ternationales, interkantonales und Bundesrecht) wurde bereits in der 

Grobbeurteilung (Frage 1.1) behandelt. Hingegen wurde nicht geprüft, ob 

untergeordnete Gebietskörperschaften besser geeignet wären, die Aufga-

be zu erfüllen (z.B. Kommunalisierung). Das föderalistische Subsidiari-

tätsprinzip besagt, dass „die übergeordnete Gebietskörperschaft eine 

Aufgabe oder Teilbereiche einer Aufgabe nur dann übernehmen soll, 

wenn sie diese nachweislich besser erfüllen kann als die untergeordneten 

Gebietskörperschaften“78. Dies soll ermöglichen, dass die Bürger auf den 

politischen Prozess Einfluss nehmen können.79 Seit 2008 ist dieser 

Grundsatz in Art. 5a und Art. 43a Abs. 1 BV enthalten. Die Bündner Kan-

tonsverfassung sieht ebenfalls vor, dass der Kanton die öffentlichen Auf-

gaben möglichst dezentral erfüllt (Art. 77 KV-GR). Deshalb ist zu prüfen, 

ob die Gemeinden, Bezirke und Regionalverbände besser geeignet wä-

ren, die staatliche Aufgabe zu erfüllen (Art. 68 ff. KV-GR). 

Geeignete Indikatoren dazu sind: 

- fachliche, organisatorische und finanzielle Eignung untergeordneter 

Staatsebenen zur Aufgabenerfüllung. Die KV sieht eine dezentrale 

Aufgabenerfüllung vor „wenn insbesondere die Art der Aufgabe, wirt-

                                      
76

  Bsp. Gutachten von W. LINDER & I. STEFFEN.  
77

  Botschaft vom 22. August 2007 zur formellen Bereinigung des Bundesrechts (BBl 2007 6121, S. 
6139). 

78
  Botschaft vom 14. November 2001 zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwi-

schen Bund und Kantonen (NFA) (BBl 2002 2306). 
79

  Botschaft vom 14. November 2001 zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwi-
schen Bund und Kantonen (NFA) (BBl 2002 2306). 
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schaftlicher Mitteleinsatz oder die wirksame Aufgabenerfüllung die de-

zentrale Aufgabenerfüllung ermöglichen“ (Art. 77 KV-GR) 

- die Gewähr, dass die Aufgabe auf dem Kantonsgebiet in vergleichba-

rer Qualität angeboten wird, falls dies notwendig ist 

- das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz und institutionellen Kongruenz: 

die Nutzniesser, die Kosten- sowie die Entscheidungsträger einer 

staatlichen Aufgabe sollen übereinstimmen (analog Art. 43a Abs. 2 und 

3 BV)80 

- kein unnötiger Eingriff in die Gemeindeautonomie (Art. 50 BV, Art. 65 

KV-GR, Art. 2 Gemeindegesetz des Kantons Graubünden81. 

5.2.3.2 Wirksamkeit 

Die Wirksamkeit (Synonym: Effektivität) ist ein Gradmesser für die Zieler-

reichung, die mit dem staatlichen Handeln erreicht wird.82 Die Bündner 

Kantonsverfassung spricht von der „Wirksamkeit der Aufgaben“.  

Wirkungsziele werden i. d. R. im Rahmen von Leistungsaufträgen zwi-

schen der Politik und der Verwaltung festgelegt. Die Ziele und die Indika-

toren, mit welchen die Zielerreichung gemessen wird, sollten möglichst 

präzis formuliert sein. Dies gestaltet sich in der Praxis oft als schwierig. 

Auch die Messung der Zielerreichung ist anspruchsvoll. Zudem ist oftmals 

nur schwer nachweisbar, dass eine festgestellte Veränderung auf eine 

bestimmte staatliche Massnahme zurückzuführen ist.83  

Mit folgenden vier Fragen sollen deshalb Hinweise auf die Wirksamkeit 

einer staatlichen Aufgabe gefunden werden. 

 

 

                                      
80

  Vgl. STEINER, S. 41 ff. und BONASSI, S. 72 f. 
81

  Die Gemeindeautonomie bestimmt sich nach Gemeindegesetz danach, dass das kantonale Recht 
diesen Bereich nicht abschliessend ordnet, ihr ganz oder teilweise der Gemeinde zur Regelung über-
lässt und ihr eine relativ erhebliche Entscheidungsfreiheit einräumt (Art. 2 Gemeindegesetz des Kan-
tons Graubünden). 

82
  LIENHARD (2005), S. 26; vgl. auch ONLINE-VERWALTUNGSLEXIKON, Beitrag zu Effektivität, welches vom 

Grad der Zielerreichung, d.h. das „Ausmass, in dem die Leistungen der Verwaltung (Output) die ge-
wünschten bzw. geplanten Wirkungen (Outcome) erreichen […].“ spricht. 

83
  SCHEDLER/PROELLER (2009), S. 73. 
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Frage 3.1: Werden die strategischen Ziele gemäss Verfassung und Ge-

setz sowie die konkreten politischen Vorgaben des Grossen 

Rates erfüllt? 

Ein erstes Teilkriterium zur Ermittlung der Wirksamkeit stellt ein SOLL-

IST-Vergleich der verfassungsmässigen, gesetzlichen und politischen 

Vorgaben mit dem Ergebnis der Aufgabenerfüllung dar. Die Beurteilung 

stützt sich auf den Erfüllungsgrad der politischen Vorgaben in der vergan-

genen Legislatur. Grundlagen dazu bilden das Regierungsprogramm so-

wie die Landesberichte.  

Folgendes Vorgehen wird vorgeschlagen: Im Regierungsprogramm finden 

sich zu den Leitsätzen strategische Absichten, welche Aufträge an die 

Regierung beinhalten. Die Absichtserklärungen können den einzelnen 

Aufgaben des Portfolios zugeordnet werden. Ob die strategischen Absich-

ten realisiert wurden, lässt sich anhand der letzen vier Landesberichte 

überprüfen.  

Beispiel: Die Strategische Absicht auf S. 39 des Regierungsprogramms 

2005 – 2008 fordert die Berufsmaturitätsquote zu erhöhen. Betrachtet 

man die die Anzahl der übergebenen Maturitätszeugnisse in den Landes-

berichten so ist eine Erhöhung feststellbar. Insofern besteht für den Auf-

gabenbereich „Berufsbildung“ kein Handlungsbedarf und die Aufgabener-

füllung kann als effektiv beurteilt werden. 

Die vorgeschlagene Vorgehensweise kann zwar nicht abschliessend fest-

stellen, ob die beobachteten Effekte auf das Verwaltungshandeln zurück-

zuführen sind. Jedoch kann erkannt werden, wo allenfalls strategische 

Leitsätze nicht erfüllt wurden und deshalb Handlungsbedarf in der Verwal-

tung besteht. 

Indikator: 

- Umsetzung der strategische Leitsätze des vorhergegangenen Regie-

rungsprogramms (bezogen auf die Aufgabe) 
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Frage 3.2:  Geniessen die staatlichen Leistungen, die im Rahmen der 

Aufgabenerfüllung gewährt werden, hohe Akzeptanz bei der 

Bevölkerung und bei den Zielgruppen? 

Ein Zeichen für wirksame Aufgabenerfüllung ist die Akzeptanz bei der Be-

völkerungsmehrheit und im Parlament. Direkt Betroffene mögen mit der 

konkreten Leistungserstellung unzufrieden sein, aber die Mehrheit sollte 

auch hoheitlich erbrachten Aufgaben zustimmen können. Wer eine Ord-

nungsbusse für die Missachtung eines Rotlichts erhält, wird sich unter 

Umständen enervieren, die Bevölkerungsmehrheit erachtet eine solche 

Massnahme aber als sinnvoll.  

Thematisieren die Medien eine staatliche Aufgabe häufig und mehren sich 

Vorstösse im Parlament, ist davon auszugehen, dass die Aufgabe subop-

timal erfüllt wird und Änderungsbedarf gewünscht ist. 

Die Akzeptanz kann schliesslich durch Kunden- und Bevölkerungsbefra-

gungen direkt gemessen werden. Sofern solche Daten vorliegen, geben 

sie direkte Hinweise auf die Haltung der Bevölkerung.  

Indikatoren: 

- positive/negative Medienberichterstattung zu einzelnen Aufgaben 

- einzelne Aufgabenbereiche als Gegenstand parlamentarischer Debat-

ten und Vorstösse 

- Wahrnehmung bei den Leistungsempfängern (sofern diese Daten er-

hoben werden) 

Frage 3.3: Sind Entwicklungen ersichtlich, welche die wirksame Aufga-

benerfüllung beeinflussen oder in Frage stellen? 

Die Anforderungen an die staatliche Aufgabenerfüllung ändern sich mit 

der Zeit. Wissenschaftliche Studien, Prognosen von statistischen Ämtern 

und Think-Tanks können Hinweise auf Veränderungsbedarf bei einzelnen 

staatlichen Aufgaben geben (z. B. hat die demografische Entwicklung 

Auswirkungen auf die Volksschule). Für eine ausführliche Beschäftigung 

mit dieser Frage können zudem Elemente der strategischen Planung wie 
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Umfeldanalysen oder Szenarien miteinbezogen werden.84 Damit können 

relevante Entwicklungen frühzeitig erkannt und allenfalls Massnahmen 

abgeleitet werden. 

Indikator: 

- Prognosedaten (z. B. Beiträge von Think Tanks, Grundlagenstudien 

o.ä.) 

5.2.3.3 Finanzierbarkeit und Effizienz 

Einleitend zu den operationalisierten Fragen nach der Finanzierbarkeit 

und Effizienz ist festzuhalten, dass BUNDI im Kommentar zu Art. 78 KV GR 

explizit darauf hinweist, dass eine Aufgabe als finanzierbar gilt, wenn die 

dazugehörige Ausgabe finanziell tragbar erscheint.85 Die Prüfung hat 

deshalb schwergewichtig im Rahmen der gesamten Staatstätigkeit zu er-

folgen. Daraus lassen sich folgende Prüffragen ableiten: 

Frage 4.1: Lassen sich die für die Aufgabenerfüllung eingesetzten finan-

ziellen und personellen Ressourcen rechtfertigen? 

Der Ressourceneinsatz für eine staatliche Aufgabe kann aus drei Per-

spektiven betrachtet werden: Es kann erstens analysiert werden, wie die 

Ausgabenakzeptanz bei den Anspruchsgruppen aussieht (subjektive 

Sicht). Diese äussert sich beispielsweise in einer Diskussion um die Fi-

nanzierbarkeit resp. den Finanzierungswillen für eine staatliche Leistung. 

Zweitens ist es möglich, die Ausgaben mit denjenigen anderer Organisati-

onen, welche dieselbe Aufgabe erfüllen, zu vergleichen (intersubjektive 

Sicht, Effizienzbetrachtung im eigentlichen Sinne). Schliesslich ist eine 

Analyse der Kostenstruktur einer Aufgabe anhand objektiver Berechnun-

gen möglich (objektivierte Sicht).  

Bei Frage 4.1 wird eine subjektive Sichtweise eingenommen und die Ak-

zeptanz bei den Anspruchsgruppen beurteilt. Dies sind das Parlament, 

aber auch die Nutzerinnen und Nutzer der staatlichen Leistungen. 

                                      
84

  Siehe z.B. Sektion Planung und Strategie der Bundeskanzlei (www.bk.admin.ch/org/bk/00351/00352/ 
index.html?lang=de) 

85
  BUNDI, N 11 zu Art. 78 KV. 
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Geeignete Indikatoren dazu sind: 

- heftige Budgetdebatten und Verteilungskämpfe im Parlament zum Auf-

gabenbereich im Vergleich zu anderen Aufgabenbereichen 

- Intensität der Kritik an den Ausgaben und/oder Gebühren für die staat-

liche Aufgabe bei den Steuerzahlern, den Nutzern und den Medien 

Frage 4.2:  Lässt sich die Aufgabe mit gleicher Qualität, aber weniger fi-

nanziellen und/oder personellen Ressourcen erfüllen? 

Die Erreichung der politischen Ziele erlaubt eine Beurteilung der Effektivi-

tät der Aufgabenerfüllung. Dies schliesst nicht aus, dass mit geringerem 

Ressourceneinsatz (finanziell, personell, infrastrukturmässig) die Ziele 

genau gleich erreicht werden könnten. Die Möglichkeit einer Effizienzstei-

gerung gilt es zu prüfen. Potenziale für den effizienteren Ressourcenein-

satz lassen sich unter anderem im Vergleich mit anderen Kantonen oder 

sogar der Privatwirtschaft (z. B. im Facility Management) finden. Dieses 

Benchmarking kann in Einzelfällen direkt erhoben werden, für eine Ge-

samtsicht können Schätzungen vorgenommen werden.86 

Geeignete Indikatoren dazu sind: 

- Ausgabenstruktur im Vergleich zu anderen Kantonen und/oder der Pri-

vatwirtschaft (Benchmarkingdaten) 

- Notwendigkeit der bestehenden Qualität und Quantität der Aufgabener-

füllung zur Erreichung der politischen Ziele (Wirkungsziele und in Ge-

setzen sowie Parlamentsdebatten formulierte Ziele) 

Frage 4.3:  Kann die Aufgabe als Ganzes oder in Teilen mit der Erfüllung 

anderer Aufgaben zusammengelegt werden? 

Eine Ineffizienz kann auftreten, wenn eine Aufgabe durch den Staat in 

vergleichbarer Form mehrfach erbracht wird. So konnten beispielswese 

bei der Bundesverwaltungsreform deutliche Einsparungen erzielt werden, 

indem Dienstleistungszentren zu Shared Service Centers zusammenge-

legt wurden. 

                                      
86

  Vgl. STEINER (2008). 
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Die Gesamtsicht über die Kantonsverwaltung ermöglicht allfällige Doppel-

spurigkeiten oder Synergiepotenziale zu erkennen. Hinweise darauf kön-

nen vor allem bei ähnlichen Aufgabenbereichen gefunden werden. Dort 

kann die Analyse einzelner Teilaufgaben zur Identifikation von Leistungen 

führen, die von Behörden doppelt angeboten werden.87 Zuverlässiger 

Hinweis auf mögliche Doppelspurigkeiten ist ein übermässig hoher Ko-

operationsbedarf zwischen zwei Organisationseinheiten. 

Indikator: 

- Doppelspurigkeiten bei Aufgaben (kann auch nur auf Teilaufgaben o-

der einzelne Prozessschritte zutreffen) 

Frage 4.4:  Kann dieAufgabe ganz oder teilweise an Private ausgelagert 

werden? 

Bei gewissen staatlichen Aufgaben ist es denkbar, dass der Staat die 

Aufgabenerfüllung zwar gewährleistet, aber die Aufgabenerfüllung ausla-

gert oder mithilfe einer Public Private Partnership (PPP) erbringt.88 Bei 

Auslagerungen werden Private verpflichtet, die ihnen übertragenen Auf-

gaben zu erfüllen.89 Bei PPP geht es um „eine institutionalisierte Zusam-

menarbeit von Staat und Privaten insbesondere zur gemeinsamen, dau-

erhaften Bewältigung komplexer Vorhaben“90. Charakteristisch für PPP 

ist, dass die Partnerschaft freiwillig erfolgt und die Verantwortung beim 

Staat bleibt.91 PPP kann u.a. die folgenden Vorteile für die öffentliche 

Hand mit sich bringen: Kosteneinsparungen, Nutzung von privatem Know-

how, Entlastung der Verwaltung von der operativen Verantwortung, 

volkswirtschaftliche Vorteile (z.B. schnellere Realisierung von Projekten, 

vermehrte Investitionen, etc.) oder auch Imagegewinne.92 Kriterien zur 

Beurteilung von Auslagerungen lassen sich sowohl aus betriebswirtschaft-

                                      
87

  RÖBER, S. 89. 
88

  Zur Liberalisierungsdiskussion vgl. LIENHARD (2007); JÄGER. 
89

  G. MÜLLER (2006), S. 32. 
90

  LIENHARD (2005), S. 58; siehe Beispiele bei BOLZ, S. 564: Private erstellen und unterhalten Strassen, 
welche durch die Öffentlichkeit abhängig von deren Benützung entschädigt werden; gemeinsame 
Entwicklung von Informatikprojekten; Logistik; etc. 

91
  LIENHARD (2005), S. 58. Die sieben konstitutiven Merkmale von PPP bestehen kurz in: öffentliche 

Aufgabe, privater und öffentlicher Partner, Bereitstellung wirtschaftlicher Leistung, Verantwortungs-
gemeinschaft, Bündelung von Ressourcen, Risikoallokation sowie längerfristige, prozessorientierte 
Zusammenarbeit (BOLZ/EHRENSPERGER/OETTERLI, S. 16 ff.). 

92
  Vgl. BOLZ, S. 576 f. 
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licher, politikwissenschaftlicher als auch aus rechtlicher Perspektive ablei-

ten.93 Es gilt deshalb zu beachten, dass für Auslagerungsentscheide alle 

relevanten Sichtweisen beigezogen werden. 

Geeignete Indikatoren dazu sind: 

- Könnte eine Auslagerung die Finanzierung erleichtern und zu Kosten-

reduktionen führen?94 

- Bietet eine Public Private Partnership bei der Aufgabe für die öffentli-

che Hand Vorteile? 

5.2.4 Phase 3: Integration der Ergebnisse in die übergeordneten poli-

tischen Ziele und Leitsätze sowie das Regierungsprogramm 

Zeigt die Beurteilung der Phase 2 Handlungsbedarf auf, ist die Aufgabe in 

der Regierung zu diskutieren und ein allfälliges Massnahmenpaket zu prü-

fen. Dies erfolgt im Rahmen der strategischen Planung in der Formulie-

rung von politischen Zielen und Leitsätzen sowie der Aufnahme ins Regie-

rungsprogramm. Denkbar ist, dass kleinere Änderungen direkt umgesetzt 

werden. 

Im Workshop vom 11. November 2009 wurde das Modell zur Aufgaben-

überprüfung grundsätzlich gutgeheissen. Die von den Gutachtern vorge-

schlagenen Phasen und die von der Standeskanzlei formulierten konkre-

ten Fragen der Aufgabenüberprüfung wurden durch eine Vorbeurteilung 

der Departementsvorsteher resp. Departementsvorsteherin ergänzt. Der 

Entwurf der Checkliste für den Kanton Graubünden mit der Zusammen-

fassung der Vorgehensweise ist in Anhang VI abgebildet.

                                      
93

  LIENHARD ET AL., S. 9 ff. 
94

  Für eine umfassende Übersicht über Auslagerungskriterien vgl. LIENHARD ET AL., S. 11 ff. 
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6. Zusammenfassung  

Vorliegender Bericht entwickelt die Grundlagen zur Aufgabenüberprüfung 

für den Kanton Graubünden. Ausgangspunkt dafür bildet Art. 78 KV-GR, 

welcher verlangt: „ Öffentliche Aufgaben sind periodisch auf ihre Notwen-

digkeit, Wirksamkeit und Finanzierbarkeit zu prüfen.“ Die Aufgabenüber-

prüfung ist Teil der politischen Planung und als solche eine Basis für die 

Erarbeitung des Regierungsprogramms. Die Aufgabenüberprüfung soll in 

einem pragmatischen Rahmen erfolgen, so dass die Standeskanzlei des 

Kantons Graubünden unter Einbezug der Departemente und Dienststellen 

das Verfahren durchführen kann. 

Um eine Aufgabenüberprüfung konzeptionell und inhaltlich verorten zu 

können, wurden zuerst die vorhandenen Ansätze und Projekte im Kanton 

Graubünden, welche in Richtung Aufgabenüberprüfung gehen, erfasst. Es 

zeigte sich, dass insbesondere mit den Projekten Verwesentlichung und 

Flexibilisierung der Rechtsanwendung (VFRR) 2000, der Struktur- und 

Leistungsüberprüfung 2003 sowie der Neuregelung der Regierungs- und 

Verwaltungsorganisation 2006 bereits weitreichende Überprüfungen statt-

gefunden haben. Allerdings wurde nicht explizit nach Kriterien wie Not-

wendigkeit, Wirksamkeit oder Finanzierbarkeit geprüft. 

Überdies wurde ein vergleichender Blick über die Kantons- und Landes-

grenzen vorgenommen. Dabei lässt sich erkennen, dass insgesamt neun 

Kantone eine ähnliche Verfassungsbestimmung wie der Kanton Graubün-

den kennen. Jedoch ist der Umsetzungsstand dieser Vorgaben sehr un-

terschiedlich. Unabhängig davon haben die meisten Kantone schon in der 

einen oder anderen Form mit Aufgabenüberprüfungen gearbeitet. Dabei 

ist auffällig, dass dies beinahe ausschliesslich einmalige Projekte waren. 

Eine periodische Aufgabenüberprüfung findet implizit nur in den Kantonen 

statt, welche vollständig auf WoV umgestellt haben. Hinsichtlich Aufga-

bentypologien lässt sich festhalten, dass diese immer aus den bestehen-

den Organisationsstrukturen abgeleitet wurden. Zur Beurteilung der Auf-

gaben setzte man in den meisten Kantonen externe Gremien, bestehend 

aus Gutachtern und internen Fachkräften ein. Deren Ergebnisse resultier-

ten dann in oft umfangreichen Vorschlägen. Konkrete Massnahmen dar-

aus wurden aber – vor allem aufgrund von politischem Widerstand – nur 
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in reduzierter Form umgesetzt. In Deutschland werden seit den 1970er 

Jahren unter dem Schlagwort Aufgabenkritik Überprüfungen durchgeführt. 

Wie die Bezeichnung vermuten lässt, geht es dabei aber vor allem darum 

staatliche Aufgaben zurückzubinden. Betrachtet man die konkreten Pro-

jekte, stellt man fest, dass Aufgaben oftmals sehr detailliert untersucht 

wurden. Entsprechend hoch sind auch die Anzahl der identifizierten Auf-

gaben und der damit verbundene Prüfaufwand. Als Ergebnis daraus ent-

standen Listen mit Verzichtspotenzialen oder konkrete Reformvorschläge. 

In Österreich ist vor allem auf die Arbeiten der Aufgabenreformkommissi-

on hinzuweisen, welche eine Überprüfung der Aufgaben im Rahmen des 

Österreich-Konvents durchgeführt hat. 

Aus diesen Vorgaben sowie den Erfahrungen in anderen Kantonen und 

Ländern wird klar, dass eine Aufgabenüberprüfung im Kanton Graubün-

den auf einer Ebene stattfinden muss, auf welcher sich der Prüfaufwand 

im Rahmen hält, aber dennoch brauchbare Resultate zu erreichen sind. 

Konkret wird vorgeschlagen, die Aufgabenüberprüfung auf einer strategi-

schen Ebene anzusiedeln. Dies bedeutet vor allem, dass staatliche Tätig-

keiten auf einer Ebene zu erfassen sind, auf welcher die Erreichung der 

mittel- bis langfristigen Ziele gemäss Verfassung und Gesetz messbar 

wird. Für die Aufgabentypologie resp. das Aufgabenportfolio fand der Kan-

ton Graubünden ein passendes Aggregationsniveau, indem er, ausge-

hend von der bestehenden Struktur der Regierungs- und Verwaltungsor-

ganisationsverordnung, Hauptaufgaben, Aufgabenbereiche und Einzel-

aufgaben definierte. 

Hinsichtlich der Prüfkriterien stellt die strategische Ausrichtung die Anfor-

derung, dass die Aufgaben im Hinblick auf die mittel- bis langfristige Ziel-

erreichung zu prüfen sind. Unter der Notwendigkeit wird deshalb nicht nur 

gefragt „Ob“ eine Aufgabe notwendig ist, sondern auch „Wie viel davon“ in 

Zukunft benötigt wird. Demgegenüber stellt die Wirksamkeit eher eine sta-

tus quo Prüfung dar. Damit soll ein SOLL-IST-Vergleich der formulierten 

Bedürfnisse an die Verwaltung und der erzielten Ergebnisse durch die 

Verwaltung erreicht werden. Mit dem Kriterium Finanzierbarkeit wird als 

drittes gefragt, ob eine Aufgabe mittel- bis langfristig finanziert werden 

kann. Da damit auch die Frage nach einer kostengünstigen Aufgabener-
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füllung verbunden ist, kommt die Studie zum Schluss, dass dieses Kriteri-

um um den Aspekt der Effizienz ergänzt werden muss. 

Für das konkrete Vorgehen zur Aufgabenüberprüfung erarbeitete der 

Kanton Graubünden ein mehrstufiges Verfahren: Dazu werden in einem 

ersten Schritt mittels Datenblatt an die relevanten Dienststellen Informati-

onen zu den einzelnen Aufgaben erhoben. Auf Grundlage dieser Daten 

nehmen die Departementsvorsteher in einem zweiten Schritt eine politi-

sche Vorbeurteilung „ihrer“ Aufgaben vor. Dies erlaubt, ihre Sichtweise 

einzubringen und die eigentliche Prüfung im Plenum effizient zu gestalten. 

Die politische Vorbeurteilung legt fest, ob die Aufgaben in einem dritten 

Schritt entweder direkt einer Detailprüfung nach Notwendigkeit, Wirksam-

keit und Finanzierbarkeit sowie Effizienz unterzogen werden, oder ob zu-

erst eine Grobprüfung durchlaufen werden muss. Die Grobprüfung geht 

anhand eines anspruchsgruppenorientierten Ansatzes der Frage nach, ob 

eine Detailprüfung Sinn macht. Als relevante Anspruchsgruppen werden 

dabei das übergeordnete Recht, die kantonale Politik, die Bürger als Leis-

tungsempfänger sowie die Bürger als Steuerzahler identifiziert. Belassen 

übergeordnetes Recht, politische Vorgaben oder Druck aus der Bevölke-

rung keinen Handlungsspielraum in der Aufgabenerfüllung, macht eine 

weitere Detailprüfung wenig Sinn.  In einem vierten Schritt wird das Er-

gebnis der Untersuchung in einem Bericht festgehalten, welcher eine 

Grundlage für die Erarbeitung des Regierungsprogramms bildet.95 

                                      
95

  Siehe Anhang VI: Entwurf der Checkliste für die Aufgabenüberprüfung des Kantons Graubünden. 
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Anhang I: Verzeichnis der verwendeten Unterlagen 
des Kantons Graubünden 

AMT FÜR HÖHERE BILDUNG DES KANTONS GRAUBÜNDEN 

Leistungsvereinbarung zwischen dem Amt für Höhere Bildung des 

Kantons Graubünden und der Bündner Kantonsschule. Projekt 

GRiforma. Rechnungsjahr 2008. 

BATTAGLIA BIANCA(2008). Aufgabenüberprüfung gemäss Art. 78 KV. Aus-

legeordnung. 

ERZIEHUNGS-, KULTUR- UND UMWELTSCHUTZDEPARTEMENT 

- Leistungsvereinbarung zwischen dem Erziehungs-, Kultur- und 

Umweltschutzdepartement und dem Amt für Kultur. 

- Leistungsvereinbarung zwischen dem Erziehungs-, Kultur- und 

Umweltschutzdepartement und den Departementsdiensten EKUD. 

GROSSER RAT 

Wortlautprotokolle des Grossen Rates des Kantons Graubünden 

vom 02.06.2000, 17.06.2002, 18.06.2002, 19.06.2002, 26.08.2002, 

27.08.2002, 07.10.2002. 

GROSSRÄTLICHE VORBERATUNGSKOMMISSION (VBK) 
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betreffend die Totalrevision der Kantonsverfassung. Heft Nr. 
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- Botschaft vom 26. Februar 2008 der Regierung an den Grossen Rat 

betreffend den Bericht über das Regierungsprogramm und den Fi-

nanzplan für die Jahre 2009-2012. Heft Nr. 13/2007-2008. 
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Anhang II: Ist-Analyse Kantone 
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Anhang III: Kriterien für eine Typologisierung von 
Aufgaben 

Typologie nach… Ausprägungen Quelle 

 Befugnissen und orga-
nisatorischer Einord-
nung 

 Ausführungsaufgaben 

 Leistungs- und Führungsaufgaben 

 Unterstützungsaufgaben 

Online-
Verwaltungslexikon124 

 Aufgabeninhalt  Verrichtung 

 Objekt 

 Zweckbeziehung 

 Phase 

 … 

Online-
Verwaltungslexikon 

 Tätigkeitsstruktur  Repetitive Tätigkeit 

 Auftragstätigkeit 

 Projekttätigkeit 

Online-
Verwaltungslexikon 
resp. KLR-Handbuch 
des Bundes 

 Wettbewerbsumfeld  marktlicher Wettbewerb 

 Quasi-Wettbewerb 

 Kein Wettbewerb 

Online-
Verwaltungslexikon 
resp. KLR-Handbuch 
des Bundes 

 Entgeltorientierung  Leistung gegen Entgelt 

 kein Entgelt 

Online-
Verwaltungslexikon 
resp. KLR-Handbuch 
des Bundes 

 politologischer Unter-
scheidung 

 Regulierungsaufgaben 

 Politikvorbereitung 

 Erbringung von Dienstleistungen 

Corporate-
Governance-Bericht 
des Bundesrates125 

 Hoheitlichkeit (rechtli-
che Sicht) 

 hoheitliche Aufgaben 

 nicht-hoheitliche Aufgaben 

Corporate-
Governance-Bericht 
des Bundesrates 

 politischem Steue-
rungsbedarf (politik-
wissenschaftliche 
Sicht) 

Kriterien für politischen Steuerungs-
bedarf: 

 gesetzliche Regelungsdichte 

 Abhängigkeit von techn./internat. 
Standards 

 marktliche Steuerung 

 Abhängigkeit von allg. Steuermit-
teln 

 Versorgungssicherheit 

 Unabhängigkeiterfordernis 

Corporate-
Governance-Bericht 
des Bundesrates 

 Marktfähigkeit (volks-
wirtschaftliche Sicht) 

Kriterien für die Marktfähigkeit: 

 Charakter der Güter/Leistungen 

 Wettbewerbsumfeld 

 Leistungsfinanzierung 

Corporate-
Governance-Bericht 
des Bundesrates 

 Kosten/Nutzen-
Gesichtspunkten (be-
triebswirtschaftliche 
Sicht) 

Kriterien für Kosten / Nutzen: 

 Koordinationsbedarf 

 Synergiepotenzial 

 Visibilität 

Corporate-
Governance-Bericht 
des Bundesrates 

                                      
124

  Online-Verwaltungslexikon – Management und Reform der öffentlichen Verwaltung. Internet: 
www.olev.de (04.03.2009). 

125
  Bericht des Bundesrates zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben (Corporate-
Governance-Bericht) vom 13. September 2006 (BBl 2006 8233). 
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Typologie nach… Ausprägungen Quelle 

 Auslagerungseignung  Ministerialaufgaben 

 Dienstleistungen mit Monopolcha-
rakter 

 Aufgaben der Wirtschafts- und der 
Sicherheitsaufsicht 

 Dienstleistungen am Markt 

Corporate-
Governance-Bericht 
des Bundesrates 

 Ordnungskriterien [Regelungstechnik; Bsp. Zivilrechts-, 
Strafrechtskompetenz] 

TSCHANNEN 

 Querschnittsproblemen [Sachbereiche unter einem bestimm-
ten Aspekt; Bsp. Umweltschutz] 

TSCHANNEN 

 Staatsfunktionen  Rechtsetzung 

 Vollziehung 

 Rechtsprechung 

TSCHANNEN 

 föderale Ebene  Bundesaufgabe 

 kantonale Aufgabe 

 kommunale Aufgabe 

-- 

 Staatsprogrammen [Zielbestimmungen; Bsp. Verhütung 
und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit] 

TSCHANNEN 

 Rechtswirkung der 
Aufgabenzuweisung 

 konkurrierende Kompetenz 

 ausschliessliche Kompetenz 

 parallele Kompetenz 

TSCHANNEN 

 Intensität der Aufga-
benerfüllung 

 umfassende Kompetenz 

 Grundsatzgesetzgebungskompe-
tenz 

 Fragmentarische Kompetenz 

TSCHANNEN 

 Sachgebieten/-
zusammenhang 

[reale Lebens-/Sachbereiche] TSCHAN-

NEN/ACHERMANN 

 Rechtsgrundlage [Bsp. Aufgaben nach Umweltschutz-
gesetz] 

ACHERMANN 

 Gliederung in der 
Budgetplanung 

[institutionelle Aspekte und Aufga-
benbereiche] 

BRÜNNER, ACHERMANN 

 Art der Staatsaufgabe  ausschliessliche (nur Staat kann 
erfüllen) und konkurrierende 

 obligatorische (Staat muss erfül-
len) und fakultative 

 finale (unmittelbare öff. Interes-
sen) und instrumentale (mittelbare 
öff. Interessen; Bsp. Steuerwe-
sen) 

ACHERMANN 

 staatlicher Leistungstie-
fe 

 staatliche Kernaufgaben 

 staatliche Gewährleistungsaufga-
ben 

 nichtöffentliche Annex- und Er-
gänzungsaufgaben 

 private Kernaufgaben 

FUNK 

 staatlicher Leistungstie-
fe 

 Aufgaben mit staatl. Gewährleis-
tungsverantwortung 

 Aufgaben mit staatl. Vollzugsver-
antwortung 

 Aufgaben mit staatl. Finanzie-
rungsverantwortung 

 Aufgaben mit staatl. Auffangver-
antwortung 

RÖBER 
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Typologie nach… Ausprägungen Quelle 

 Erfüllung der öffentli-
chen Aufgabe 

 vollständige Wahrnehmung durch 
die Staatsverwaltung 

 Teilnahme des Staates an der 
Aufgabenerfüllung in Kooperation 
mit /Konkurrenz zu Privaten 

 Steuerung der Tätigkeit Privater 
durch Intervention 

 Überwachung der privaten Tätig-
keit durch Aufsicht 

 Sicherstellen privater Leistun-
gen/Leistungsniveau 

 Anregung/Förderung privater Tä-
tigkeit in gemeinwohlwichtigen Be-
reichen 

 Schaffung/Durchsetzung der 
rechtlichen Rahmenordnung 

ACHERMANN 

 Gegenstand und inhalt-
lichen Bezügen 

 HESSE (2007) 

 Zuständige Verwaltung  Bund/EU 

 Land 

 Kommunen 

HESSE (2007) 

 Funktionale Leis-
tungsmerkmale 

 Steuerung und Planung 

 Entscheidung und Vollzug 

 Mitwirkung 

 Dienstleistung 

 Förderangelegenheit 

 Gewährleistung und Versorgung 

 Errichtung und Unterhalt 

HESSE (2007) 

 Adressaten und Ziel-
gruppen 

[Interne/externe Zielgruppen der Auf-
gaben] 

HESSE (2007) 

 Verflechtungstatbe-
stände 

 HESSE (2007) 

 Personal- und Sachmit-
tel 

 HESSE (2007) 

 Gegenstand der Aufga-
be 

 Allgemeine Ordnungsaufgaben 

 Sonderordnungsaufgaben 

 Aufgaben der öffentlichen Da-
seinsvorsorge 

 Sozialaufgaben 

HESSE (2007) 

 öffentlichem/privatem 
Interesse 

 öffentliche Aufgaben 

 staatliche Aufgaben 

 private Aufgaben 

BRÜNNER 

 Gegenstand der Aufga-
be und der Wirkungs-
richtung der Aufgaben-
stellung 

 Ordnungsaufgaben 

 Betreuungsaufgaben 

 Dienstleistungsaufgaben 

 fiskalische Aufgaben 

 Organisationsaufgaben 

 politische Aufgaben 

BRÜNNER 
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Anhang IV: Beispiele von Aufgabentypologisierungen 

Durch-
führer 

Methodik Grundlage Resultat 

Bund 
(CH)126 

 Die Aufgabenüberprüfung basiert auf 
dem Aufgabenportfolio des Bundes. 

 Aufteilung in 43 Aufgaben. 

 weitere Aufgliederung der grössten 
Aufgabengebiete. 

Legislaturfi-
nanzplan 

13 Aufgabengebiete 
43 Aufgaben 
18 Aufgabenberei-
che 

Saar-
land 
(D)127 

 Flächendeckende Bestandesaufnah-
me 

 Eingrenzung auf 15 globale finanzsta-
tistische Ausgabenbereiche (→ Ana-
lyse quantitativer Umfang und Kompe-
tenzverteilung) 

 Differenzierung nach 28 Hauptaufga-
benbereichen: Analyse Aufgabenver-
teilung bzgl. funktionale Elemente 

 Ausweis von 40 Schwerpunktberei-
chen 

 Aufgabensystematik: 
- Bildung von Aufgabenbereichen 
- Definition von Zuständigkeitsbe-

reichen 
- Zuordnung von Leistungsmerkma-

len und Zielgruppen 
- Feststellung von Regelungskom-

petenzen und Vollzugsverantwor-
tung 

Datenbank 
 
öff. Haushalts-
gliederung/ 
Produktpläne 
 
länderverglei-
chende Res-
sorteinteilung 
 
Literatur-/ Ma-
terialbestand, 
Experteninter-
views, finanz-
statistische 
Daten 

4000-7000 Aufga-
ben 
15 Ausgabenberei-
che 
28 Hauptaufgaben-
bereiche 
40 Schwerpunktbe-
reiche 
 

Nord-
rhein-
Westfa-
len 
(D)128 

 Ermittlung der Aufgaben 

 Aufgabensystematik nach 3 Kompo-
nenten: 
- Aufgabeninhalt 
- Aufgabentypus/Funktion 
- organisatorische Zuordnung 

 Bildung von Aufgabenblöcke durch 
die Kombination aller drei Merk-
malskategorien (daraus lassen sich 
Schwerpunktbereiche für bestimmte 
Reformoptionen bilden). 

Datenbank des 
Finanzministe-
riums 

4000 Aufgaben 

Bran-
denburg 
(D)129 

 Aufgabenerfassung im Jahr 2000 

 Basis der Aufgabenerhebung bildet 
das Gesetz, da die Aufgaben als ge-
setzlich vorgeschrieben betrachtet 
werden (nur Hilfs-, Zusatz- und Er-
gänzungstätigkeiten können diskutiert 
werden). 

-.- 
Gesetz 

-.- 

                                      
126

  EIDGENÖSSISCHE FINANZVERWALTUNG. 
127

  HESSE (o. J.). 
128

  HESSE/GÖTZ. 
129

  AUSSCHUSS FÜR VERWALTUNGSOPTIMIERUNG DES LANDES BRANDENBURG. 
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Thürin-
gen 
(D)130 

 Die Aufgabenkritik wurde in den Res-
sorts von den Beschäftigten durchge-
führt. Ein Steuerungskreis hat diese 
beraten und koordiniert. Er stellte bei-
spielsweise den Fragebogen und Er-
gebnisbogen zur Verfügung. 

 Der Fragebogen zur Erhebung der 
Aufgaben enthielt folgende Punkte: 
- Dienststelle 
- Beschreibung der Aufgaben (Be-

reich, Gruppe, Nummer, Einzel-
aufgabe) 

- Rechtsgrundlage 
- Inhalt 
- Leistungsempfänger 

 
 
 
 
 
 

Erhebungs-
bogen 
 
 
 

21‘720 Aufgaben 
(192 Querschnitts-
aufgaben) 

Rhein-
land-
Pfalz 
(D)131 

 Systematische und schrittweise Zer-
legung der Aufgaben in Teilaufgaben, 
bis sie zweckmässig nicht mehr weiter 
gegliedert werden konnten und be-
stimmten Personen oder Organisati-
onseinheiten übertragen werden kön-
nen. 

-.- -.- 

Öster-
reich 
(Aufga-
benre-
form)132 

 Die Aufgabenreformkommission hat 
die Aufgabenerhebung der Industriel-
lenvereinigung (IV) übertragen. Der 
erstellte Katalog hat sich an den ge-
genwärtigen Organisationsstrukturen 
orientiert.  

 Diese Aufgaben wurden kategorisiert 
nach: 
- Kernaufgaben 
- Gewährleistungsaufgaben 
- „zu privatisierende Aufgaben“ 

Organisations-
struktur 

ca. 250 Aufgaben 
auf Bundesebene 
ca. 160 Aufgaben 
auf Länderebene 
ca. 100 Aufgaben 
auf Gemeindeebene 
→ Durchführung 
nach 9 exemplarisch 
herausgegriffene 
Themen 

 

                                      
130

  THÜRINGER FINANZMINISTERIUM. 
131

  RECHNUNGSHOF RHEINLAND-PFALZ. 
132

  AUFGABENREFORMKOMMISSION DES ÖSTERREICH-KONVENTS. 
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Anhang V: Beispiele von Aufgabenüberprüfungen 

Durchführer Methodik Resultate 

Bund (CH) 133 
(2004/2005-
heute resp. 
2015) 
→ Bundesrat / 
Departemente 

 Die Basis für die Aufgabenüberprüfung bildet 
der Portfolio-Ansatz zur strategischen Aufga-
benüberprüfung. Aufgrund von fünf für den öf-
fentlichen Sektor adaptierten Kriterienkatalo-
gen (Prüf-Portfolios) wird evaluiert, wo Einspar- 
und Reformpotenzial genutzt werden könnte. 

 Geprüft werden folgende Mittel: 
- Aufgabenverzicht/-reduktion 
- Strukturreform 
- Entlastung des Bundeshaushalts durch Ef-

fizienz- und Effektivitätssteigerungen und 
Generierung von Drittmitteln 

- Auslagerungen/Ausgliederungen 
- (weitere) Aufgabenentflechtung zwischen 

Bund und Kantonen 

 Die Ziele der Eindämmung des Ausgaben-
wachstums und der Gewährleistung der 
Budgetqualität werden durch die Festlegung 
eines Wachstumsziels für den Gesamthaushalt 
und von strategischen Prioritäten auf der Stufe 
der 18 Aufgabenbereichen erreicht. 

[→ Aufgrund der volks-
wirtschaftlichen Lage 
wurde von einem Akti-
onsplan und anschlies-
sendem politischen Dia-
log abgesehen. Im Kon-
solidierungsprogramm 
sollen vorerst jene Mas-
snahmen umgesetzt 
werden, die sich mit ge-
ringen Gesetzesanpas-
sungen realisieren las-
sen (Entlastungswirkung 
von rund 280-530 Mio. 
CHF für die Jahre 2011-
2013). Weiter gehende 
Reformen werden durch 
die zuständigen Depar-
temente mit eigenständi-
gem Zeitplan vorge-
nommen.134] 

Saarland (D) 

135 
(2004) 
→ Experten 
Universität 
Berlin (Interna-
tionales Institut 
für Staats- und 
Europawis-
senschaften 
(ISE)) 

 Erhebung, Analyse (Beschreibung, gesetzliche 
Grundlage, Verwaltungsaufbau, Regelungs-
kompetenz und Vollzug, Leistungsbereiche, 
Zielgruppen) und Kritik des Aufgabenbestan-
des. Massstäbe: 
- Effizienz 
- Effektivität 
- Teilhabe und Bürgernähe 
- Realisierbarkeit 

 Formulierung von zehn Modernisierungspoliti-
ken: 
- Aufgabenverzicht, Standardabbau, materi-

elle Privatisierung 
- funktionale Privatisierung 
- Professionalisierung 
- E-Government 
- Aufgabenbündelung 
- flexible Delegation 
- Delegation 
- Kooperation 
- überörtliche Konzentration und Kooperation 
- Zentralisierung und Verstaatlichung 

 Funktionalreform 

Zwei Modelle einer um-
fassenden Regierungs- 
und Verwaltungsreform: 

 Grundmodell: „Optimie-
rung des status quo“. 

 Entwicklungsmodell: 
„erweiterte Funktional- 
und Strukturreform“ 
(Zentralisierung von 
Sonderordnungs- und 
Konzentrationsprozes-
se). 

                                      
133

  EIDGENÖSSISCHE FINANZVERWALTUNG. 
134

  Medienmitteilung vom 4. November 2009 des EIDGENÖSSISCHEN FINANZDEPARTEMENTS „Bundesrat 
bestimmt Eckwerte für das Konsolidierungsprogramm 2011-2013“. Internet: http://www.news-
service.admin.ch/ NSBSubscriber/message/attachments/17281.pdf (23.11.09). 

135
  HESSE (o. J.). 
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Durchführer Methodik Resultate 

Nordrhein-
Westfalen (D) 

136 
(2004) 
→ Standes-
kanzlei, Exper-
ten der Uni-
versität Berlin 
(Internationa-
les Institut für 
Staats- und 
Europawis-
senschaften 
(ISE)) 

 Vorgehen anhand einer „Logik der Aufgabenkri-
tik“: 
- Verzicht/materielle Privatisierung 
- funktionale Privatisierung 
- Kommunalisierung 
- Stärkere horizontale und/oder vertikale 

Konzentration des Aufgaben- und Organi-
sationsbestandes. 

 Kombination der Aufgabenmerkmale aus der 
Datenbank mit den Reformoptionen 

 Verzichtspotenzial wird 
bspw. aufgeschlüsselt 
nach Aufgabeninhalt, -
typus und organisatori-
scher Zuordnung. 

 Bildung von Schwer-
punktbereichen und 
Ansatzpunkten für wei-
tere Reformschritte 

Brandenburg 
(D) 137 
(2002) 
→ Ausschuss 
für Verwal-
tungsoptimie-
rung des Lan-
des Branden-
burg in Zu-
sammenarbeit 
mit der Univer-
sität Potsdam; 
Durchführung 
in den Res-
sorts 

 Die Landesregierung gibt die Eckwerte des Ver-
fahrens vor, die Steuerung des Prozesses ist 
Ressortangelegenheit. Eine Checkliste erlaubt 
die „Entdeckung“ überflüssiger Aufgabenbe-
standteile (Zweckkritik, Ausgliede-
rung/Auslagerung, Organisatorische Verände-
rung, Ablauforganisation). 

 In den Ressorts werden die Massnahmen entwi-
ckelt, gesammelt und gebündelt: laufende Fort-
schreibung des Massnahmenkatalogs. Je 50%-
Quoten für die Abschaffung interner Verwal-
tungsvorschriften und Vorschläge für die Aufga-
benkritik. 30%-Quote für Ausnahmen von der 
Aufgabenkritik. 

 Die Stabsstelle für Verwaltungsmodernisierung 
erstellt jährlich einen zusammenfassenden 
Sachstandsbericht zur Aufgabenkritik. 

 Das Kabinett wird regelmässig mit dem Fortgang 
der Aufgabenkritik befasst: die Ministerien und 
die Staatskanzlei stellen die Geschäftsberichte 
zweimal im Jahr vor. 

 Beratung des Berichts durch den Ausschuss für 
Verwaltungsoptimierung und den Beirat zum 
Prozess der Verwaltungsoptimierung. Integration 
in den Bericht des Ausschusses für Verwal-
tungsoptimierung zum Stand der Verwaltungs-
modernisierung in Brandenburg. 

[→ fortlaufende Aufga-
benkritik] 

 

 

 

 

 

                                      
136

  HESSE/GÖTZ. 
137

  AUSSCHUSS FÜR VERWALTUNGSOPTIMIERUNG DES LANDES BRANDENBURG. 
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Thüringen (D) 

138 
(2005-2007 
resp. 2009) 
→ Finanzmi-
nisterium; 
Durchführung 
in den Res-
sorts 

 Die Aufgabenkritik bildet einen Baustein einer 
umfassenden Verwaltungsreform. 

 Überprüfung durch die Ressorts anhand von 
sog. Ergebnisbogen. Vorgabe, für mindestens 
10% des Aufgabenbestandes Vorschläge zweck- 
oder vollzugskritischer Art zu unterbreiten. Stu-
fenweises Vorgehen: 
- Teilweiser/kompletter Wegfall der Aufgabe 

(Verzicht, Privatisierung)? 
- Art und Weise der Aufgabenerfüllung (Op-

timierung Arbeitsprozesse, Aufbauorgani-
sation informationstechnische Unterstüt-
zung der Aufgabenwahrnehmung? 

 Zukünftige Aktualisierung des Aufgabenbestan-
des und regelmässige Prüfung der Aufgaben in 
Zuständigkeit der Ressorts. Verbindung mit der 
Betrachtung von Geschäftsprozessen. 

 Ressortvorschläge für 
6‘332 Aufgaben mit 
Auswirkungen auf 
2‘700 Vollbeschäftig-
teneinheiten an die 
Landesregierung. 

 Einsparungen von über 
81 Millionen Euro bis 
Ende 2009. 

Rheinland-
Pfalz (D) 139 
(2001; seit 
2004 Bericht 
Regierung) 
→ Vorschläge 
Rechnungshof 

 Einbezug der Beschäftigten in den Reformpro-
zess. Schrittweiser Aufbau des Fachwissens, 
Einrichtung einer zentralen Stelle zur ressort-
übergreifenden Beratung. 

 Konkrete, ergebnisorientierte Zielvorgaben (eva-
luierbare Erfolgskriterien. Anwendung der Me-
thoden des Prozessmanagements. 

[→ Vorschläge des 
Rechnungshofes 
Rheinland-Pfalz. Inzwi-
schen wurde das Pro-
jekt einer umfassenden 
Verwaltungsmoderni-
sierung in Angriff ge-
nommen. ] 

Österreich 
(Aufgabenre-
form) 140 
(2001)  
→ Aufgaben-
reformkom-
mission des 
Österreich-
Konvents 

Neun exemplarisch herausgegriffene Themen 
wurden beleuchtet. Für die Bewertung wurden 
folgende Gesichtspunkte berücksichtigt: 
- „Öffentliches Sparen“: alle Verwaltungs-

funktionen, die für eine Grundsicherung 
und Grundversorgung nicht erforderlich 
sind, sind tendenziell abzubauen. 

- Abbau von Hemmnissen für private Initiati-
ven. 

- Rückbau von Staatsfunktionen („So wenig 
Staat wie möglich, aber so viel Staat wie 
nötig“). 

Für jedes Thema wur-
den durch die Exper-
tenkommission Emp-
fehlungen für Refor-
men gegeben. Diese 
wurden zudem auf ihre 
Verallgemeinerung ge-
prüft. 

                                      
138

  THÜRINGER FINANZMINISTERIUM. 
139

  RECHNUNGSHOF RHEINLAND-PFALZ. 
140

  AUFGABENREFORMKOMMISSION DES ÖSTERREICH-KONVENTS. 
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Anhang VI: Ablauf Prüfprozess der Aufgabenüberprü-
fung des Kantons Graubünden 

Quelle: Entwurf Standeskanzlei Graubünden, Stand 12.11.2009. Der hier vorgestellte Prüfpro-

zess erfuhr im Rahmen der Umsetzung im Verlauf des Jahres 2010 noch Anpassungen. 

1: Erhebungen bei Departementen und Dienststellen 
 

Bei den Departementen und Dienststellen werden zu jeder Aufgabe folgende Angaben eingeholt: 

Aufgabenbeschreibung 
1. Rechtliche Grundlagen (Verfassung, Gesetz, Verordnung) 
2. Kurzbeschreibung (5 Haupttätigkeiten in Stichworten) 
3. Strategische Ziele (Strategische Ziele, die mit der Aufgabe verfolgt werden) 
4. Zielgruppen 
5. Aufgabenträger 
6. Schnittstellen (zu anderen Organisationseinheiten inner- und ausserhalb der kantonalen Verwal-

tung) 
7. Ressourcen 

a) Entwicklung Stellenprozente 

2006 2007 2008 2009 

    

b) Laufende Rechnung und Finanzplanung 

 2008 2009 2010 2011 2012 

Gesamtausgaben      

davon Beiträge an Dritte      

Gesamtertrag      

Nettokantonsanteil in Franken 
(Differenz zwischen Gesamtaufwand und Ge-
samtertrag) 

     

Nettokantonsanteil in % 
(Gesamtausgaben und Gesamtertrag werden 
zueinander ins Verhältnis gesetzt, woraus der 
Nettokantonsanteil in Prozentzahl resultiert) 

     

Rechtlicher Spielraum 
8. Es handelt sich um eine 

 Kantonsaufgabe (Der Kanton ist alleine zuständig. Darunter fallen auch Aufgaben, die in in-
terkantonaler Zusammenarbeit erfüllt werden.) 

 Verbundaufgabe (Der Aufgabenbereich wird von Bund und Kanton finanziell gemeinsam ge-
tragen.) 

 Mitgestaltungsaufgaben (Der Kanton ist zuständig für die Mitgestaltung.) 

 Vollzugsaufgabe (Der Kanton ist nur Vollzugsorgan.) 

Veränderungspotenzial 
9. In wie weit konnten die strategischen Ziele in den letzten vier Jahren erreicht werden? 
10. Ist die Aufgabe in den letzten vier Jahren durch grundlegende Reformen verändert worden? 

Wann? In welchen Projekten? 
11. Sind parlamentarische Vorstösse hängig, die Änderungen in der Aufgabenerfüllung verlangen? 
12. Gibt es Entwicklungen, die Änderungen in der Aufgabenerfüllung verlangen? 
13. Verändert sich die Nachfrage nach staatlichen Leistungen im Zusammenhang mit der Aufgabe? 
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2: Vorbeurteilung durch den Departementsvorsteher oder die Departe-

mentsvorsteherin 

Der Departementsvorsteher oder die Departementsvorsteherin unterziehen die Aufgaben ihres 
Portfolios einer Vorbeurteilung, indem sie folgende Fragen beantworten: 

1. Wie beurteilen Sie aufgrund der Erhebungen in Ihrem Departement die Konsequenzen 
- eines Aufgabenverzichts, 
- einer Reduktion der Aufgabe im Standard oder Umfang, 
- einer Delegation oder Auslagerung der Aufgabe? 

2. Welchen Vorschlag unterbreiten Sie der Regierung für die Überprüfung der Aufgabe: 

 Detailprüfung vornehmen (Kategorie A)? 
Der Departementsvorsteher oder die Departementsvorsteherin sieht Potenzial für eine detaillier-
te Prüfung und erachtet die vier Kriterien der Grobprüfung als erfüllt. Die Aufgaben der Kategorie 
A werden von der Regierung direkt einer Detailprüfung unterzogen. 

 Grobprüfung vornehmen (Kategorie B)? 
Der Departementsvorsteher oder die Departementsvorsteherin sieht kein Potenzial für eine de-
taillierte Prüfung. Die Aufgabe wird von der Regierung auf die vier Kriterien der Grobprüfung un-
tersucht. 

 Detailprüfung diskutieren (Kategorie C)? 
Der Departementsvorsteher oder die Departementsvorsteherin sieht ein gewisses Potenzial für 
eine detaillierte Prüfung. Die Aufgabe wird von der Regierung anhand der vier Kriterien der 
Grobprüfung untersucht und anschliessend einer Detailprüfung unterzogen. 

Jeder Departementsvorsteher / jede Departementsvorsteherin hat zu Kategorie A und C insgesamt 
mindestens drei Nennungen vorzunehmen. 

 

 

 

3a: Grobprüfung durch die Regierung 

Gestützt auf die Erhebungen bei den Departementen und Dienststellen sowie aufgrund der 
Zuweisung durch den Departementsvorsteher oder die Departementsvorsteherin in die Kate-
gorie B oder C erfolgt die Grobbeurteilung der Aufgabe anhand von vier Fragen. Die Beant-
wortung der Fragen ermöglicht die Feststellung, ob eine Detailprüfung auf Notwendigkeit, 
Wirksamkeit und Finanzierbarkeit zweckmässig ist. 
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3b: Detailprüfung durch die Regierung 

Die vom Departementsvorsteher oder Departementsvorsteherin in der Vorbeurteilung der Kate-
gorie A zugewiesenen Aufgaben sowie die in der Grobprüfung eruierten Aufgaben mit weiterem 
Prüfungspotenzial werden gestützt auf die Erhebungen bei den Departementen und Dienststellen 
nach folgenden Kriterien einer Detailprüfung unterzogen: 

1. Lässt das Bundesrecht, das interkantonale oder das internationale Recht dem Kanton so 
viel Spielraum, dass eine detaillierte Aufgabenüberprüfung sinnvoll ist? 
Der Handlungsspielraum des Kantons kann durch Bundeskompetenzen oderinternationales 
Recht eingeschränkt werden. Hier soll geklärt werden, ob es in der Bundesverfassung oder im 
internationalen Recht Hinweise darauf gibt, dass der Kanton bestimmte Aufgaben wahrnehmen 
muss oder im Gegenteil nicht wahrnehmen darf (z.B. Bundeskompetenzen, Vorgaben für die 
Aufgabenwahrnehmung im übergeordneten Recht). Sind sowohl die Aufgabe als auch die Art 
der Aufgabenerfüllung durch übergeordnetes Recht vorgegeben, besteht kein kantonaler Hand-
lungsspielraum, weshalb sich eine Aufgabenüberprüfung erübrigen kann. 

2. Sind in den letzten vier Jahren politische Entscheide getroffen oder Reorganisationen 
durchgeführt worden, die eine Änderung der Aufgabe als nicht realisierbar erscheinen 
lassen? 
Der Handlungsspielraum für Veränderungen im Aufgabenbestand und in der Aufgabenerfüllung 
wird massgeblich durch die jüngsten politischen Entscheide geprägt. Wurde die Qualität oder 
Quantität einer Aufgabe in der vergangenen Legislatur im politischen Prozess entschieden, 
macht ein Änderungsvorschlag in der Regel wenig Sinn. Ebenso klein ist der Handlungsspiel-
raum bei kürzlich durchgeführten Reorganisationen. 

3. Ist damit zu rechnen, dass sich die Nachfrage nach staatlichen Leistungen im Zusam-
menhang mit der Aufgabe ändert? 
Die Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger sowie der Unternehmen im Kanton können sich im 
Zeitablauf verändern. Gab es in den vergangen vier Jahren auffallende Nachfrageänderungen 
oder ist mit solchen in absehbarer Zeit zu rechnen, bietet sich eine vertiefte Aufgabenüberprü-
fung in diesem Bereich an. 

4. Muss die Aufgabe mit dem bisherigen Standard und der bisherigen Organisation erfüllt 
werden? 
Sind durch die Reduktion von Doppelspurigkeiten, komplizierten Abläufen oder durch eine Re-
organisation der Verwaltungsstrukturen allenfalls Verbesserungen in der Wirksamkeit oder Effi-
zienz zu erwarten, empfiehlt sich eine Detailprüfung der Aufgabe. 

Kein Potenzial für Detailprüfung 
vorhanden: 

Die Aufgabe wird nicht weiter ge-

prüft. 

Potenzial für Detailprüfung vorhan-
den: 

Die Aufgabe wird einer Detailprü-

fung gemäss 3b unterzogen. 
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Notwendigkeit  
1. Liegt die Aufgabenerfüllung durch den Staat im öffentlichen Interesse? 

Welche Aufgaben der Staat erfüllen soll, bestimmt sich durch die Grundsätze in der Kantons-
verfassung (z.B. Staatszweck und -ziele, Grundsätze zu den öffentlichen Aufgaben, öffentliche 
Interessen) und das übergeordnete Recht. Die öffentliche Aufgabenerfüllung ist insbesondere 
da geboten, wo die Leistungen bei einem Rückzug des Staates durch Private nicht angeboten 
würden (d. h. bei öffentlichen Gütern, externen Effekten für Dritte und natürlichen Monopolen).  

2. Ist die Aufgabe so wichtig, dass sie weiterhin erfüllt werden muss? 
Aufgrund beschränkter staatlicher Ressourcen können nicht alle Aufgaben, welche im öffentli-
chen Interesse liegen, angeboten werden. Die Wichtigkeit kann beurteilt werden über die We-
sentlichkeit (z. B. Adressatenkreis, finanzielle Folgen, Eingriff in die Rechtsstellung der Adres-
saten), Trendentwicklungen, Gefahren- und Risikoplanungen sowie die Wichtigkeit in der öf-
fentlichen Diskussion und Handlungsalternativen. 

3. Muss der Kanton die Aufgabe erfüllen? 
Die übergeordnete Gebietskörperschaft sollte eine Aufgabe nur dann übernehmen, wenn sie 
diese besser erfüllen kann als die untergeordneten Gebietskörperschaften. Hinweise zur Beur-
teilung bieten die Eignung der Staatsebene zur Aufgabenerfüllung, die Einheit von Nutznies-
ser–Kostenträger–Entscheidungsträger sowie die Schwere und Notwendigkeit des Eingriffs in 
die Gemeindeautonomie. 

Wirksamkeit  

4. Werden die strategischen Ziele gemäss Verfassung und Gesetz sowie die konkreten 
politischen Vorgaben des Grossen Rates erfüllt? 
Ein Soll-Ist-Vergleich der gesetzlich festgehaltenen Ziele und der weiteren politischen Vorga-
ben mit der tatsächlichen Leistungserstellung kann Hinweise auf die Wirksamkeit der Aufga-
benerfüllung liefern. 

5. Geniessen die staatlichen Leistungen, die im Rahmen der Aufgabenerfüllung gewährt 
werden, hohe Akzeptanz bei der Bevölkerung und bei den Zielgruppen? 
Die Mehrheit der Bevölkerung und der Zielgruppen (bei der Leistungsverwaltung) sollte der 
staatlichen Aufgabenerfüllung zustimmen können. Die Auswertung von Daten über die Wahr-
nehmung der Leistungsempfänger (falls vorhanden), Medienberichterstattungen sowie parla-
mentarische Debatten und Vorstösse erlaubt Aussagen über die Akzeptanz der Aufgabenerfül-
lung. 

6. Sind Entwicklungen ersichtlich, welche die wirksame Aufgabenerfüllung beeinflussen 
oder in Frage stellen? 
Staatliche Aufgaben ändern sich im Laufe der Zeit. Prognosedaten von statistischen Ämtern 
und Instituten, Grundlagenstudien wie auch Berichte über Trendentwicklungen können auf 
Veränderungsbedarf im Aufgabenbestand hindeuten (z. B. demografischer und gesellschaftli-
cher Wandel, Anpassungen im übergeordneten Recht, ökonomische Entwicklungen, technolo-
gische und ökologische Veränderungen). 

Finanzierbarkeit und Effizienz  

7. Lassen sich die für die Aufgabenerfüllung eingesetzten finanziellen und personellen 
Ressourcen rechtfertigen?  
Hinweise auf eine umstrittene Finanzierung einer staatlichen Leistung sind regelmässige und 
intensive Kritik an den Ausgaben und/oder geforderten Gebühren in der Bevölkerung, bei den 
Anspruchsgruppen und im Parlament. Die Kostenstruktur kann in Relation zu Ausgaben für 
andere staatliche Aufgaben gesetzt werden (unter Berücksichtigung der Unterschiedlichkeit der 
Aufgaben).  

8. Lässt sich die Aufgabe mit gleicher Qualität, aber weniger finanziellen und/oder perso-
nellen Ressourcen erfüllen?  
Die politischen Vorgaben lassen sich eventuell durch einen geringeren Ressourceneinsatz (fi-
nanziell, personell, infrastrukturmässig) gleichwohl erreichen. Die Aufgabe ist nach solchen Ef-
fizienzsteigerungsmöglichkeiten zu beurteilen. Hilfreich kann ein Vergleich mit anderen Aufga-
ben des Kantons Graubünden oder der gleichen Aufgabe in anderen Kantonen oder der Pri-
vatwirtschaft sein.  

9. Kann die Aufgabe als Ganzes oder in Teilen mit der Erfüllung anderer Aufgaben zu-
sammen gelegt werden?  
Eine Gesamtsicht über Doppelspurigkeiten und mögliche Synergieeffekte erlaubt eine Beurtei-
lung, ob eine koordinierte oder sogar gemeinsame Leistungserstellung mehrerer Aufgaben 
möglich ist.  

10. Kann die Aufgabe ganz oder teilweise an Private ausgelagert werden?  
Die Auslagerung von Aufgaben an Private oder eine Zusammenarbeit Staat-Private (Public 
Private Partnership) kann die Finanzierung der Aufgabe erleichtern, zu einer Kostenreduktion 
oder auch einer Qualitätssteigerung führen. 
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4: Ergebnis der Aufgabenüberprüfung 

Die Ergebnisse der Aufgabenüberprüfung werden in einem Bericht festgehalten. Der Prüfbericht 
wird einerseits vorab den Mitgliedern der Kommission für Staatspolitik und Strategie anlässlich 

der Ausarbeitung übergeordneten politischen Ziele und Leitsätze zur Verfügung gestellt und 
anderseits dem Parlament als integrierter Bestandteil des Regierungsprogramms zur Kenntnis-

nahme vorgelegt. Massnahmen werden im neuen Regierungsprogramm umgesetzt. 
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